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Dr. med. Heinz-Hartmut Vogel zum 80. Geburtstag

Vorstand, Freundeskreis und Mitarbeiter des Seminars für freiheitliche Ord-
nung und der Schriftenreihe Fragen der Freiheit übermitteln

Herrn Dr. Heinz Hartmut Vogel

die herzlichsten Glückwünsche zu seinem

80. Geburtstag

Alle, die seine Bemühungen um eine freiheitliche und gerechte Gestaltung
unserer Sozialordnung teilen, nehmen dieses Ereignis gern zum Anlaß, sich
seine vielfältige sozialwissenschaftliche und politische Wirksamkeit zu ver-
gegenwärtigen, die seit der Nachkriegszeit sein Leben wesentlich bestimmte
und im Seminar für freiheitliche Ordnung ihren substantiellen Mittelpunkt
hatte – um von dort sowohl in seine berufliche Tätigkeit als auch in verschie-
dene sozialwissenschaftliche und politische Initiativen auszustrahlen.

Der Beruf des Arztes – zumal wenn man ihn, wie der Jubilar, in seinem
weitestgehenden, den ganzen Menschen umfassenden Sinne auffaßt – legte
es ihm besonders nahe, den Menschen auch in seinen sozialen Beziehungen
als Ganzheit anzusehen. So war ihm das Menschenbild stets Ausgangspunkt
aller sozialwissenschaftlichen Betrachtungen. Aber auch die Methodik, das
Erkennen und Therapieren des Lebendig-Organischen, die Anschauung von
Gesundheit und Krankheit waren hier wie dort von zentraler Bedeutung und
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ermöglichten ihm eine wesensgemäße Erkenntnis sozialer Zusammenhän-
ge.

Den ersten und entscheidenden Anstoß hierzu erhielt er von seinem älte-
ren Bruder Diether Vogel, der schon früh, stark philosophisch orientiert, die
Idee der Dreigliederung des Sozialen Organismus Rudolf Steiners und ande-
re sozialwissenschaftliche Strömungen, insbesondere die Freiwirtschafts-
lehre Silvio Gesell’s und die Ideen der Neoliberalen Schule von Walter
Eucken und Franz Böhm zu einer Einheit verband und nach Kriegsende mit
der Darstellung: Die freiheitliche Ordnung von Kultur, Staat und Wirtschaft
als Ergebnis seiner Erkenntnisbemühungen hervortrat.

Bei der Gründung der Aktionsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft im
Jahre 1953, einer Verbindung von freiwirtschafllich und neoliberal gesinn-
ten Persönlichkeiten um Otto Lautenbach, war Heinz Hartmut Vogel bereits
maßgeblich beteiligt. Die Buchveröffentlichung Beiträge zur Situation der
menschlichen Gesellschaft aus dem Jahr 1956 zeigt ihn im Kreis befreunde-
ter Mit-Autoren wie Otto Lautenbach, Friedrich Salzmann, Werner Schmid,
Fritz Schwarz, Ernst Winkler sowie seiner beiden Brüder Diether und Dr.
Lothar Vogel. Zusammen mit seinen Brüdern gründete er im Jahre 1957 das
Seminar für freiheitliche Ordnung, in dem seine sozialwissenschaftlichen
Bemühungen fortan ihren Mittelpunkt fanden und dessen Vorsitzender er
nach dem Tod seines Bruders Diether im Jahr 1969 wurde. Die große An-
zahl und Vielfalt seiner Beiträge, die er in der Schriftenreihe des Seminars
Fragen der Freiheit veröffentlichte, ist aus dem Anhang zu dieser Würdi-
gung ersichtlich und läßt erkennen, daß die Sozialordnung von ihm als eine
Ganzheit angeschaut wird, für die in allen ihren Teilen das Bild vom Men-
schen den Gestaltungsmaßstab liefert. Seine Buchveröffentlichung Jenseits
von Macht und Anarchie – die Sozialordnung der Freiheit gibt eine zeit-
gemäße, zusammenhängende Darstellung der freiheitlichen Ordnung von
Kultur, Staat und Wirtschaft.

Das Seminar für freiheitliche Ordnung verdankt Heinz Hartmut Vogel die
Verbindung zu bedeutenden Persönlichkeiten aus Wissenschaft, Kultur und
Politik, die durch ihre Mitwirkung auf Tagungen und ihre Beiträge in Fra-
gen der Freiheit Wesentliches zur Zielsetzung des Seminars beitrugen. Ne-
ben namhaften Wissenschaftlern und Politikern waren es insbesondere
Richter des Bundesverfassungsgerichts, die die Arbeit des Seminars für
freiheitliche Ordnung schätzten und unterstützten.

Manche sozialwissenschaftliche Frage wurde Heinz Hartmut Vogel be-
sonders wichtig durch die Anschauung, die für ihn das Berufsleben mit sich
brachte. So hat er sich in seiner Zeit als Werksarzt der Firma Voith in Hei-
denheim/Brenz mit den Problemen des Verhältnisses von Kapital und Ar-
beit intensiv beschäftigt. Als er 1967 als Mitgesellschafter und Nachfolger
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des Begründers der WALA Heilmittel AG, Dr. Rudolf Hauschka und dessen
engem Mitarbeiter und Geschäftsführer Max Kaphan nach Eckwälden kam,
galt neben dem wesentlich medizinisch-fachlichen Einsatz sein Bemühen
der gerechten, menschengemäßen Gestaltung der Betriebsstruktur und der
Arbeitsbeziehungen. Dabei wurde ihm der Stiftungsgedanke als Mittel der
Begrenzung des Einflusses des Kapitals auf das Unternehmen und die be-
triebliche Partnerschaft als Weg zur Überwindung des Lohnverhältnisses
durch Beteiligung der Mitarbeiter an Gewinn und Vermögen des Unterneh-
mens ein besonderes Anliegen.

Seine sozialwissenschaftlichen Einsichten machten Heinz-Hartmut Vogel
in besonderem Maße wach für die Gefahren, die dem Gesundheitswesen aus
dem Bereich der Politik drohten und noch drohen. Die mit dem 2. Arznei-
mittelgesetz vom Gesetzgeber geplanten Eingriffe in den Arzneimittel-
markt mit ihrem Quasi-Verbot der Naturheilmittel und die daraus sich erge-
benden Beschränkungen der Therapiefreiheit waren ihm in ihrer
Gefährlichkeit sofort bewußt. Zusammen mit einigen Freunden initiierte er
eine groß angelegte Bewegung von Ärzten und Patienten, die durch Veran-
staltungen in ganz Deutschland auf die drohenden Gefahren einer Staatsme-
dizin aufmerksam machte. Gespräche mit Politikern, Gutachten und verfas-
sungsrechtliche Argumente, hier vor allem abgeleitet aus dem Gebot der
Wissenschaftsneutralität des Staates, führten schließlich zu einem zumin-
dest vorläufigen Erfolg. Fragen der Freiheit Nr. 120 dokumentiert die da-
maligen Bemühungen und die heute noch aktuellen Argumente. Doch die
Sozialpolitik scheint immer weitere Gefährdungen des Gesundheitswesens
heraufzubeschwören, weil sie nicht bereit ist, die bestehenden Mißstände an
der Wurzel zu packen. So lassen die verschiedensten Regelungen und soge-
nannten Reformvorhaben aus Brüssel und Bonn die Streiter für eine frei-
heitliche Medizin und ein von Vertrauen getragenes Arzt-Patient-Verhältnis
nicht zur Ruhe kommen. 

Bei all diesen Auseinandersetzungen zeigt sich Heinz-Hartmut Vogel’s be-
sondere Fähigkeit, einfühlsam und verständnisvoll auf den Gesprächspartner
einzugehen, als sehr hilfreich. Sie läßt ihn bei aller Klarheit und Schärfe der
Argumentation nie verletzend werden, sondern will überzeugen, um den An-
deren schließlich zum Mitstreiter in gemeinsamer Sache zu machen.

Seit dem ersten Generationenwechsel im Vorstand des Seminar für frei-
heitliche Ordnung im Jahre 1987 hat sich Heinz Hartmut Vogel aus der Lei-
tung des Seminars zurückgezogen. Er begleitet jedoch weiterhin dessen Ar-
beit durch seine Teilnahme an den Tagungen und Beiträge in Fragen der
Freiheit sowie durch Gespräche und Ratschläge, soweit ihm seine nach wie
vor anhaltende Tätigkeit für die WALA-Stiftung und sein Engagement für
die Gesundheitspolitik Zeit dazu lassen.
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Mögen ihm Gesundheit und Kraft, Lebensmut und seine menschliche
Ausgeglichenheit erhalten bleiben und ihm erlauben, uns weiterhin mit sei-
nem Rat und seinem Urteil zur Seite zu stehen und die übrigen wichtigen
Aufgaben in seinem Lebensumkreis zu erfüllen.

Veröffentlichungen aus dem Bereich 
der Sozialwissenschaft

von Dr. Heinz-Hartmut Vogel

Buchtitel Verlag

Beiträge zur Situation der Neumeisterverlag
menschlichen Gesellschaft Kassel (1957)
(Mitautor)

Jenseits von Macht und Anarchie Westdeutscher Verlag,
– die Sozialordnung der Freiheit Köln und Opladen

(1963 Aufl. I, 1970 Aufl. II)

Sieben Thesen zur Ordnung von Fragen der Freiheit (1981)
Kultur, Staat und Wirtschaft
(Mitautor)

Vor- und Nachwort zum Buch Novalis-Verlag
Diether Vogel: Selbstbestimmung Schaffhausen (1992)
und soziale Gerechtigkeit – Die
freiheitliche Ordnung von Kultur,
Staat und Wirtschaft

Schriftenreihe »Fragen der Freiheit«
Herausgeber: »Seminar für freiheitliche Ordnung von Kultur, Staat und
Wirtschaft« e.V., Badstraße 35, D-73087 Bad Boll

Ersch.- Heft-
Beitragstitel Jahr Nr.

Freiheit der Kultur – eine dringende Forderung 
der Gegenwart . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1957 1
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Beiträge zur freiheitlichen Ordnung von Staat,
Kultur und Wirtschaft

Heinz-Hartmut Vogel

Zum 80. Geburtstag von Dr. Heinz-Hartmut Vogel drucken wir nachstehend
drei von ihm in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre verfaßte Beiträge ab.
Sie bezeichnen den Beginn seiner Beschäftigung mit sozialwissenschaftli-
chen Fragen und zeigen nicht nur die große Kontinuität der Gedankenent-
wicklung des Verfassers, sondern auch die ungebrochene Aktualität der be-
handelten sozialen Probleme. So lesen sich die Beiträge wie vom Jubilar
erst heute für die Gegenwart geschrieben.

Die Aufsätze haben – in der Reihenfolge des Abdrucks- ihren Schwer-
punkt im staatlich-rechtlichen, im bildungspolitischen und im wirtschaftli-
chen Bereich und behandeln damit wesentliche Elemente der freiheitlichen
Gesamtordnung. Es sind ursprünglich erschienen:

»Freiheitsbewußtsein und Verfassung« in: Beiträge zur Situation der
menschlichen Gesellschaft, Kassel, 1956

»Die verwaltete Schule« im »Die Drei«, Jahrgang 25, S.186 ff, Stuttgart
1955

»Liberalkapitalismus, Zentralverwaltungswirtschaft und assoziative
Wirtschaftsstruktur« in »Die Drei«, Jahrgang 21, S. 35 ff, Stuttgart 1952

Für die jeweils erteilte Abdruckerlaubnis danken wir freundlichst.
(Redaktion)

Freiheitsbewußtsein und Verfassung

Die Veränderungen, welche die moderne Gesellschaftsstruktur seit der
Jahrhundertwende erlitten hat, vollzogen sich mit einer Zwangsläufigkeit,
wie wir sie sonst nur von Naturgesetzen her kennen, so daß der Eindruck
entstehen konnte, die soziale Entwicklung folge ganz anderen als menschli-
chen Gesetzen. In allen öffentlichen Angelegenheiten waltet seither eine
immer undurchdringlicher werdende Anonymität, eine Tatsache, die alle
diejenigen mit Besorgnis erfüllen muß, die in der freien Entfaltung der Per-
sönlichkeit den eigentlichen Sinn des Daseins erblicken.

Das Zeitalter der Humanität, der Ideale der Menschlichkeit, hat offenbar
den ehernen Tatsachen einer durch Technik und materielle Organisation be-
stimmten modernen Massengesellschaft nicht standhalten können, und es
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ist für viele zur vielleicht schwerwiegendste Frage geworden, ob das Primat
der Menschlichkeit, das die weltbürgerlichen Ideen eines Goethe, Schiller
und Humboldt bestimmte, noch immer denselben Rang einnimmt; ob der
Ruf nach Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit die Morgenröte einer neuen
sozialen Epoche der Menschheit war oder nur der subjektive Traum weltfer-
ner »Dichter und Denker«. 

Um die Frage anders zu stellen: Sind jene menschheitlichen Ideale
brauchbare Lebensprinzipien auch zur Bewältigung praktischer sozialer
Probleme, oder lassen sich die durch Technik und Rationalisierung  ge-
schaffenen Tatsachen nur unter Eliminierung aller rein menschlichen Rück-
sichten bewältigen? Letzteres bedeutete dann allerdings die vollkommene
Kapitulation des Menschengeistes vor den Tatbeständen der technisch-ma-
teriellen Umwelt, die doch selbst ein Werk dieses Menschengeistes ist. Wir
werden als freiheitlich empfindende Menschen solange hoffnungslos unter
einer unserem innersten Wesen fremden Umwelt zu leiden haben, als wir
nicht diejenige »soziale Technik« entwickeln, die es uns erlaubt, die durch
die fortschreitende  Kollektivierung heraufbeschworene bedrohliche sozia-
le Situation so umzugestalten, daß Freiheit und Selbstbestimmung des Men-
schen nicht im Widerspruch zu einer sozial gerechten Gesellchaftsordnung
stehen, wie es für viele heute noch den Anschein hat. Es gilt zu erkennen,
daß wir in dem Maße die Objekte einer sich anonym gestaltenden Umwelt
sind, als wir die Grundgesetze des sozialen Lebens nicht berücksichtigen.
Anonymität wird sich immer nur dort ausbreiten können, wo der Menschen-
geist nicht selbstgestaltend eingreift. Es ist hier nicht unsere Aufgabe, die
Gründe im einzelnen aufzusuchen, die zur Bildung der Massenorganisatio-
nen, zu den Berufsverbänden und Interessengruppen geführt haben. Nur auf
eines soll hier schon hingewiesen werden: daß das Entstehen solcher Orga-
nisationen nicht zuletzt auch ein Ergebnis der herkömmlichen demokta-
tisch-parlamentarischen Regierungsmethoden ist und durch diese geradezu
herausgefordert wird.

Beschäftigen werden uns dafür umso mehr jene Lücken und Mängel in-
nerhalb unserer Rechtseinrichtungen, durch deren Versagen es zu den satt-
sam bekannten sozialen Spannungen gekommen ist und zu immer neuen
und schließlich unübersehbar gewordenen Einzeleingriffen von Seiten des
Staates.

Lassen wir einmal die mit der modernen Wirtschaftsentwicklung herauf-
gekommenen besonderen Probleme beiseite (sie werden im einzelnen in
den folgenden Beiträgen behandelt), so ist für das soziale Wohlgefühl, aber
auch für das soziale Unbehagen der Menschen letzten Endes entscheidend,
ob die allgemein gültige Rechtsordnung dem individuellen Rechtsempfin-
den der Bürger entspricht. Die zahllosen sozialen Kämpfe und Revolutionen
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mit mehr oder weniger gewaltsamer Systemänderung seit dem Altertum
zeigen zumindest, daß dies keineswegs immer der Fall war. Jedenfalls be-
steht dieses soziale Problem »kat exochen« seit dem Zerfall der vorderasia-
tischen Theokratien und dem ersten Auftreten des demokratischen Prinzips.
Die Ablösung des theokratischen Staatsabsolutismus mit seiner über meh-
rere Jahrtausende stabilen sozialen Arbeitsteilung, den sozialen Klassen –
Priester, Beamte (Krieger) und Sklaven – durch die Demokratie war ohne
Zweifel eine Folge der sich immer stärker entfaltenden neuen Persönlich-
keitskraft, welche die kollektiven Fesseln der strengen Klasseneinteilung
sprengt und mit Macht nach einer immer weiterreichenden Autonomie ver-
langt. Von den drei großen sozialen Systemen emanzipiert sich das mittlere
zuerst. Die Beamten als Träger der Verwaltungshierarchie gewinnen eine
zunehmend größere Selbständigkeit und reißen schließlich einen Teil des
von ihnen verwalteten Grund und Bodens und die dazugehörigen Sklaven
an sich. Die Einheit des Pharaonenstaates löst sich in einem sich über lange
Zeiträume hinziehenden geschichtlichen Prozeß in zahllose selbständige
Glieder auf. Gleichzeitig entsteht die Schicht der Aristokratie und des rela-
tiv selbständigen Bürgertums. Die Demokratie als neues gesellschaftliches
Ordnungsprinzip wächst dann in der darauffolgenden geschichtlichen Epo-
che aus der Polis – einem geistigen Prinzip, das mehr ist als nur das Forum
der Volksversammlung – hervor. Mit ihrer einzigartigen Entwicklung über
die Metropolis bis zur Kosmopolis der Alexanderzeit kennzeichnet sie im
besonderen die griechisch-lateinische Kultur. Die absolute Autorität der
Priesterschaft ist damit als unmittelbar gestaltende Macht weitgehend
zurückgedrängt. Lediglich im Areopag lebt in Griechenland noch ein kon-
servativ-autoritäres Element, das dann aber bald in eine Art Verfassungsge-
richtshof umgewandelt wird. So löst sich aus der ehemals einheitlichen reli-
giösen Gesamtordnung ein erstes selbständiges Glied heraus: der
Rechtsstaat. Aus göttlichen Geboten wird menschliches Recht. Im Gegen-
satz zur geschlossenen Einheit der Theokratie haben wir es bei der neuen
Demokratie mit einer ersten Gewaltenteilung, einer Art Zweigliederung des
sozialen Lebens zu tun.

Die Priesterschaft bewahrt ihre Autonomie und die unangefochtene
Führung über das geistig-kulturelle Leben neben der selbständigen Bürger-
schaft. In die Verwaltung des Bodens und der Sklaven teilen sich beide
Gruppen. Ein freies Wirtschaftsleben im modernen Sinne gibt es noch nicht.
Wir befinden uns während der griechisch-lateinischen Zeit in der klassi-
schen Epoche des politischen Bewußtseins im ursprünglichen Sinne. Träger
der Demokratie ist der Bürger. Aber seine Kompetenz reicht nicht über die
Grenze des politisch-rechtlichen Gebietes hinaus. Jenseits der Volksver-
sammlung beginnt das unantastbare Privileg der Priesterschaft. Lediglich
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auf den Grundbesitz und das Eigentum an Sklaven dehnt sich das »Recht«
der freien Bürger aus. Hier liegen die Wurzeln des erst später zur vollen so-
zialen Auswirkung kommenden feudalen Prinzips, das sich ursprünglich
auf das Eigentum an Boden und Sklaven stützte. Bis zur »Rebellion« der
»Sklaven«, was wir heute »Sozialismus« nennen, bedurfte es aber eines
zweiten großen Entwicklungsschrittes. Mit Beginn der Neuzeit unternimmt
es das freie Bürgertum, seine Kompetenzen von neuem auszudehnen, und
zwar greifen zunächst einzelne Pioniere tief in die geistigen Privilegien der
Priesterschaft über und beanspruchen die Wissenschaften und die Künste
als rechtmäßige Domäne der bürgerlichen Betätigung. Wir kennen die
Kämpfe, die um dieses neue Recht der geistigen Freiheit geführt werden
mußten, und es war ein gewaltiger Schritt, bis schließlich die Formulierung
der Freiheitsrechte möglich war: »Die Freiheit besteht hauptsächlich darin,
alles tun zu dürfen, was einem anderen nicht schadet. Die Ausübung der Na-
turrechte eines jeden Individuums hat daher keine andere Grenze als jene,
die anderen Gliedern der Gesellschaft die Ausübung der gleichen Rechte
gewährleistet . . . « Inzwischen hatten sich jedoch erhebliche historische
Überschneidungen ergeben. Obwohl das demokratische Prinzip schon Jahr-
hunderte zuvor bis zu hoher Vollendung entwickelt war, gab es die schwer-
sten Rückfälle in vordemokratische, kollektive Zustände durch die Hyper-
trophie des Feudalismus und des Fürstenabsolutismus. Das demokratische
Rechsempfinden konnte diese Rückfälle nicht verhindern. Erst das immer
stärker werdende Freiheitsbewußtsein zeigte sich allmählich dem auto-
ritären Machtstreben gewachsen. Wir befinden uns in der Zeit der französi-
schen Revolution. Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit sollten an die Stelle
der geistigen, politischen und wirtschaftlichen Bevormundung treten. Frei-
heit zu denken, zu glauben und zu leben, wie es die eigenen Überzeugung
verlangte. Gleichheit bezüglich der Rechte und Pflichten gegenüber dem
Gemeinwesen. Brüderlichkeit als eine unbestimmte Hoffnung auf eine
zukünftige gerechte Ordnung der wirtschaftlichen Beziehungen der Men-
schen.

Das gleiche Recht für alle und die Gedankenfreiheit (Freiheit und Gleich-
heit) hatten die antiken Privilegien in bezug auf das Eigentumsrecht an Men-
schen beseitigt. Nun genossen auch die letzten Leibeigenen in Europa prinzi-
piell die autonomen Rechte des Bürgertums. Nicht überwunden aber war der
monopolistische Charakter des Bodenbesitz- und des Geld-(Kapital)-Rech-
tes, wie es aus der antiken Kultur unverändert übernommen worden war.

Die geistige Freiheit und die Rechtsgleichheit im politischen Bereich, wa-
ren Früchte des Freiheitsstrebens Einzelner, und es sollte von nun an auch in
die Freiheit jedes Einzelnen gestellt sein, ein individuelles Verhältnis zu den
geistigen Gütern herzustellen. Wissenschaft, Kunst und Religion sollten
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persönliche Angelegenheit aller Menschen sein. Dies alles war bei der
Überwindung des Fürstenabsolutismus durch die mit neuen Freiheitsimpul-
sen befeuerte liberale Demokratie noch zu jung und rechtlich-politisch so
wenig fundiert, daß die »souveräne« Volksvertretung der Versuchung nicht
widerstehen konnte, das ungeschmälerte Erbe des Absolutismus anzutreten.
Das Weisungs- und Aufsichtsrecht in geistig-kulturellen, rechtlich-politi-
schen und wirtschaftlichen Belangen ging ohne prinzipielle Neugestaltung
vom absoluten Herrscher auf das Parlament über.

Diese Entwicklung ist wahrhaft tragisch zu nennen, denn sie lag nicht in
der Absicht jener, die sich für die Freiheit der Persönlichkeit eingesetzt hat-
ten. Mangelnde Logik, vielleicht auch Ängstlichkeit vor den Folgen einer
konsequenten Übertragung der kulturellen Belange in die Zuständigkeit des
Individuums auf der einen Seite und Überwertung, ja Überforderung des
demokratischen Prinzips in der Gestaltung der sozialen Ordnung auf der an-
deren Seite führten unvermerkt und ungewollt zu einer neuen Art von Abso-
lutismus, der Tyrannei der Majorität, zwar auf Gebieten, auf denen durch
Mehrheitsbeschluß niemals etwas Allgemeinverbindliches ausgesagt wer-
den kann: dem Bereich der Kultur (Schule, Hochschule, religiöses Leben)
und dem Bereich der Wirtschaft.

Hier haben die verfassungsgebenden Körperschaften bis in unsere Tage
versagt, weil sie sich offenbar nicht von der uralten Vorstellung einer alle
Angelegenheiten generell regelnden Rechts-Autorität befreien konnten.
Aus den Verfassungen wurde dadurch ein mit Detailbestimmungen überla-
denes, in sich gänzlich inhomogenes Paragraphenkonglomerat, in dem das
grundsätzlich anerkannte Recht des Individuums auf geistig-kulturelle Au-
tonomie und das Recht auf volle wirtschaftliche Bewegungsfreiheit überla-
gert wird durch das »Recht« der politischen Majorität, Schulgesetze zu er-
lassen und die Wirtschaftspolitik bis ins Einzelne zu bestimmen. Ja, nicht
genug damit, der Staat erzieht selbst und der Staat wirtschaftet!

So hat sich infolge mangelnder Wachsamkeit der Bürger der omnipotente
Staat mächtiger denn je installiert und gewinnt ständig noch an Boden.

Man sieht, es genügt nicht einfach Tyrannen zu beseitigen. Vielmehr gilt
es zu erkennen, daß heute die weitaus größere Gefahr für den freien Men-
schen von ganz anderen, anonymen Machtfaktoren ausgeht, einer unsicht-
baren Gewalt, die gerade deshalb so unangreifbar erscheint, weil sie sich
kollektiver Systeme, apparatenhafter Organisationen bedient, hinter deren
Fassade jegliche persönliche Verantwortung verschwindet. Der Gewissens-
zwang ist nicht geringer, wenn er, statt von einem einzigen Tyrannen,von ei-
ner demokratischen Mehrheit ausgeübt wird.

Hier zeigen sich deutlich die Grenzen des demokratisch-staatlichen Be-
reichs. 
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Den Knäuel widersprechender und sich gegenseitig aufhebender Verfas-
sungsartikel zu lösen und die parlamentarische Demokratie von Aufgaben
zu befreien, die sie niemals lösen kann, ist heute die vordringlichste Pflicht
gerade derjenigen, denen es um den Bestand der Demokratie geht.

Während eine Begrenzung der demokratischen Spielregeln auf das recht-
lich-politische Gebiet allein schon genügte, um aus liberal gemeinten Ver-
fassungsartikeln auch tatsächlich Freiheitsrechte werden zu lassen, befin-
den wir uns in bezug auf die Ordnung der Wirtschaft im Sinne einer freien,
selbständigen unternehmerischen Entfaltung des Menschen vor einer weit-
aus schwierigeren Situation.

Noch immer haftet dem in abhängiger Stellung arbeitenden Menschen ein
Rest »Sklaverei« an, trotz aller Demokratie. Auch hier hat die Verfassung
versagt, weil sie es unterlassen hat, jene Grundsätze, die innerhalb  einer de-
mokratischen Ordnung den Menschen die gleichen Rechte gewähren, auch
sinngemäß innerhalb der Wirtschaft zur Geltung zu bringen. Das Eigen-
tumsrecht an Sklaven ist in allen fortschrittlichen Staaten zwar längst besei-
tigt und doch besteht nach wie vor im Lohnverhältnis des »Arbeitnehmers«
ein Rest effektiver sozialer Abhängigkeit dadurch, daß er seine Arbeitskraft
wie eine Ware »verkaufen« muß. Das Gegenseitigkeitsverhältnis als
Rechtsgrundlage für die wirtschaftenden  Menschen herzustellen, ist die
zweite große Aufgabe, die vor uns liegt.

Während im 18. Jahrhundert in dem damals politisch reiferen Frankreich
der Ruf nach Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit ertönte, begründeten
Goethe und Schiller ein geistiges Weltbürgertum, geboren aus einer über al-
le Volks- und Staatsgrenzen hinausreichenden Menschheitsidee. Die auto-
nome Persönlichkeit trat in ihre Rechte. Nicht ein Volk nur, die ganze
Menschheit sollte ihr Heimatrecht bieten.

Daß es bis heute nicht gelungen ist, jene Atmosphäre der Freiheit zu er-
halten, die damals das geistige Europa über die Staatsgrenzen hinweg zu ei-
nem einzigartigen Kulturraum vereinigte, ist keineswegs nur durch die Pro-
bleme des beginnenden industriellen Zeitalters bedingt. Versagt haben in
erster Linie die Träger dieser kulturellen Freiheit selbst, an ihrer Spitze die
Repräsentanten der neuen Erfahrungswissenschaften, die den Glauben an
die Wirksamkeit menschheitlicher Ideen allzu bedenkenlos dem Glauben an
den automatischen Fortschritt der technischen Zivilisation aufopferten. Der
Aufschwung der Wirtschaft schien sogar zunächst ein kosmopolitisch ori-
entiertes Weltbürgertum zu begünstigen. Das Ideal des Manchestertums mit
freiem Welthandel und der Erwartung, daß sich aus dem ungehemmten
Wettbewerb aller eine Art höhere Gerechtigkeit von selbst ergeben müsse,
war gewissermaßen die praktische Nutzanwendung einer weltweiten libera-
len Gesinnung. Das große Vertrauen in die Macht der Freiheit wurde jedoch
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sehr bald durch die Krisenhaftigkeit der liberalkapitalistischen Epoche aufs
Schwerste enttäuscht. Das Prinzip der Freiheit selbst geriet dadurch bei vie-
len in Mißkredit. Heute wissen wir, daß nicht die freie Initiative des Unter-
nehmertums und nicht das Eigentum an Produktionsmitteln als solches die
Krisenhaftigkeit hervorgerufen hat, sondern das Festhalten an überlieferten
feudalen Rechtsverhältnissen, die ihren unzeitgemäßen Niederschlag in den
sogenannten primären Monopolen, dem Boden- und Kapitalmonopol, ge-
funden haben.

Die Gestaltung einer dem modernen Freiheitsbewußtsein Rechnung tra-
genden Gesellschaftsordnung verlangt demgegenüber eine durchgängig
neue Rechtskonzeption. Grundsätzlich handelt es sich darum, den demokra-
tischen Rechtsboden der Gleichberechtigung aller Bürger konsequent auch
auf dem Gebiet des Kulturellen und des Wirtschaftslebens herzustellen.
Dies führte auf der einen Seite organisch zur Privatisierung aller kulturellen
Angelegenheiten, insbesondere des Erziehungswesens, auf der anderen Sei-
te stieße man auf die historischen Rechtshindernisse, die bis heute der sozia-
len Gerechtigkeit im Wege stehen. Wirtschaft und kulturelles Leben würden
im Zuge einer solchen Revision unserer demokratischen Einrichtungen völ-
lig aus der Zuständigkeit des Staates herausgelöst und als relativ selbständi-
ge soziale Räume der freien Initiative der Bürger überlassen bleiben.

Damit fällt ein neues Licht auf die »Menschenrechte« innerhalb einer
wahren Demokratie, die ihren Angehörigen tatsächliche Freiheit im Gei-
stesleben, Gleichheit im Rechtsleben und Brüderlichkeit im Wirtschaftsle-
ben gewährleistet. Die verfassungsrechtliche Verankerung dieser Prinzipien
würde erstmalig dem Menschen seine geistige Selbständigkeit geben und
ihn wirtschaftlich in eine Ordnung hineinstellen, die durch eine zeitgemäße
Neuregelung der beiden Wirtschaftsfundamente: Boden- und Geldrecht den
Rest feudaler Zustände überwindet und eine Wirtschaftsordnung der echten
Gegenseitigkeit der Leistungen herbeiführt.

Im Grundsätzlichen sind diese Forderungen in jeder modernen Verfas-
sung enthalten. Sie sind aber in allgemeinen, unverbindlichen Formulierun-
gen stecken geblieben. Nichts hindert uns jedoch, den oberflächlichen
Schutt hinwegzuräumen und einen Schatz zu heben, der allzulange unbe-
achtet im Staub der Paragraphen verschüttet lag.

Die verwaltete Schule
In der Zeitschrift »Merkur« erschien im Dezember 1954 ein Aufsatz von Dr.
Hellmut Becker, der einen beachtenswerten Beitrag zur Diskussion über die
Bildungs- und Erziehungskrise der Gegenwart darstellt. In dem Überhand-
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nehmen der Tendenz alles und jedes von oben her regeln zu wollen, sieht
Becker insbesondere für die Erziehung eine schwere Gefahr:

»Freiheit und Besinnung sind notwendig, wenn die Zerstörung des Le-
bens und des Geistes durch Verwaltung überwunden werden soll . . . Wenn
die Schule nicht mehr als unterste Verwaltungsinstanz (des Staates d.V.) be-
griffen und behandelt wird, und wenn es gelungen ist, den Lehrer aus seiner
Funktionärsexistenz zu befreien, dann ist für den Aufbau einer freien Welt
bereits ein entscheidender Schritt getan.«

Beckers kritischen und vielfach aufbauenden Gedanken, insbesondere im
1. Teil des Artikels, kann man nur zustimmen. Vor allem zeigen seine Be-
merkungen zur Versetzungsordnung und zum »Paukzwang«, daß er an die
Stelle eines abstrakten, entwicklungsfeindlichen Auslesesystems, wie es
ein vom Staate verwaltetes Schulwesen zwangsläufig hervorbringen muß,
eine dem Kinde gemäße freie Erziehung setzen möchte. Über diese Forde-
rung findet man ganz ausgezeichnete Sätze. Nun glaubt Becker eine größere
Freizügigkeit für die Lehrkörper dadurch erreichen zu können, daß man den
Begriff der staatlichen Schulaufsicht deutlicher und vor allem enger faßt, als
dies bisher geschehen ist. Das Hineinregieren der staatlichen Aufsichtsor-
gane müsse fallen gelassen werden, ohne die Vorteile der organisatorischen
Zusammenfassung und gemeinsamer Gesichtspunkte über größere Gebiets-
teile hinweg ganz aufzugeben. Nicht »Selbstverwaltung um jeden Preis,
sondern Selbstverwaltung unter staatlicher Aufsicht, wo sie möglich und für
die Gesamtheit von Nutzen ist,« sei zu fordern:

»Die moderne Welt ist zu differenziert, als daß man die Bildungsinstitu-
tionen einfach jedem lokalen Klüngel überlassen könnte. . . Es wird nicht
möglich sein, eine so weitgehende Freiheit, die bei den Privatschulen auch
durch die Schulaufsicht nicht eingeschränkt werden darf, allgemein einzu-
führen . . . Dazu kommt, daß die Privatschulen ja nicht etwa völlig frei von
staatlicher Aufsicht sind, nur beschränkt sich hier diese Aufsicht darauf,
schwere Fehlentwicklungen zu verhüten, statt positiv gestaltend jedes De-
tail zu regeln«. 

Aus den im Wortlaut zitierten Ausführungen muß man entnehmen, daß
Becker immerhin glaubt, der Staat bzw. die Kultusministerien seien die kom-
petenten Instanzen, um »schwere Fehlentwicklungen« innerhalb der sich
sonst selbst verwaltenden Schulen zu verhindern.

Hören wir hierzu einen anderen Vertreter eines freien Schulwesens! Fried-
rich Salzmann schreibt in seinem Buch »Bürger für die Gesetze« das folgende:

»Kein Staat und keine irgendwie geartete menschliche Organisation ist
geeignet, das Erziehungsziel der Menschen und Bürger eines Landes zu be-
stimmen (S. 47) . . . Nun sollten diese Eltern, die einen reaktionären Staat re-
formierten, nicht geeignet sein, ihren Kindern eine gute Erziehung und
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Schulung angedeihen zu lassen? Sie sollten unfähig sein – bei freier Lehrer-
wahl, bei freier Wahl der Unterrichtspläne, ja vielleicht sogar überhaupt bei
Einführung der fakultativen Schulerziehung an Stelle des Obligatoriums – ,
für ihre eigenen Kinder das ihnen angemessene Erziehungssystem ausfin-
dig zu  machen und anzuwenden? Wer das behauptet, erklärt die Väter und
Mütter der Demokratie für politisch unmündig. (S. 59). . . Man muß lernen,
daß gegen solche Abwege nur ein Kraut gewachsen ist: Verzicht auf die Be-
stimmung eines allgemein verbindlichen Erziehungszieles durch die zentra-
le politische Macht, Anerkennung der Eltern als Inhaber der Erziehungs-
kompetenz, Rückweisung jeglichen Erziehungsmonopols und reale
Einsicht in die Tatsache, daß ein paar Millionen unterschiedliche Erzie-
hungssünden dem Gedeihen eines Volkes und seiner Verträglichkeit mit an-
deren förderlicher sind als der Ersatz dieser Unterschiedlichkeiten durch
Einheitlichkeit nach irgendeiner Richtung. Die Freiheit in der Erziehung
hebt Fehler gegenseitig auf und gibt den Gutgesinnten Wirkungsraum. Das
Hineinregieren der Staatsmacht in geistige Bezirke wird immer Aufopfe-
rung des Menschen für den Staat bedeuten, und auf die Dauer heißt das: Tri-
umpf des nationalen Egoismus über die Möglichkeiten menschlich-friedli-
chen Zusammenlebens«. (S.145)   

Das sind andere Töne wie sie Salzmann anschlägt. Was wir so dringend
nötig haben ist: Mut zur Freiheit. Wenn wir mit gutem Grund eine von staat-
lichem Einfluß freie Wirtschaft verlangen, so erwarten wir auch nicht vom
Staat, daß bezüglich dessen, was produziert und wie es verteilt werden soll,
eine Aufsicht geführt werden müsse. Wohl verlangen wir vom Staat, daß er
die Rechtsgrundlagen für eine gerechte Wirtschaftsordnung legt. Was ver-
anlaßt uns nun, auf geistig-kulturellem Gebiet vom Staat mehr zu verlangen
als eine allgemein gültige freiheitliche Ordnung zu setzen für die kulturellen
Unternehmungen seiner Bürger? Was soll uns ein staatliches Aufsichtsrecht
neues bringen und wovor soll es uns schützen?

Selbst wenn wir einen reinen Verwaltungsstaat annehmen und der Kultus-
minister nur ein unpolitischer Schulmann wäre, bliebe es nicht aus, daß sich
zwischen Schulbehörde und einzelner Schule ein Abhängigkeitsverhältnis
ergeben müßte – insbesondere, solange wir es mit Lehrern zu tun haben, die
vom Staat besoldet und befördert werden. Einen weitaus schwerer wiegen-
den Einwand muß man als Vertreter einer freiheitlichen Erziehung jedoch
gegenüber dem – nach Becker immerhin anzustrebenden – »Vorteile der or-
ganisatorischen Zusammenfassung und gemeinsamer Gesichtspunkte«
(durch die staatliche Schulaufsicht d.V.) geltend machen. Eine so »begrenz-
te« Schulaufsicht würde völlig genügen, um dem Staat das Recht einzuräu-
men, Lehrpläne und Lehrziele beliebig nach den Vorstellungen der jeweils
herrschenden politischen Majorität allgemeinverbindlich festzulegen, und
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wenn dies auch nur damit begründet würde, die Durchführung eines einheit-
lich »gerechten« Abiturs sicher zu stellen. Man kann natürlich sagen, der
Schule bliebe dann – wie es ja heute bei der Privatschule schon der Fall ist –
doch die Freiheit der Mittel, dieses gemeinsame Lehrziel zu erreichen. In
Wahrheit genügt allein diese Forderung, um die Selbstverwaltung der Schu-
le, ja das Privatschulrecht überhaupt, in seinem Kern zu treffen. Es heißt das
Wesen des Staates verkennen, wenn man glaubt, als Einzelner oder auch als
freier Lehrkörper einer amtlichen Schulbehörde innerhalb ihres eigenen Zu-
ständigkeitsbereiches Bedingungen stellen zu können. Hier hilft nur – wenn
man von der Notwendigkeit freier Schulen überzeugt ist – eine saubere »Ge-
waltentrennung«.

Ein tiefsitzendes Vorurteil muß – so scheint es – überwunden werden: Der
Glaube an die Omnipotenz staatlicher Organe, denen man stets mehr Ur-
teilskraft zutraut als sich selbst, und in unserem Falle den Eltern und Leh-
rern. Mit Salzmann möchten wir unsere Demokratie mehr Folgerichtigkeit
wünschen in der Übertragung der verfassungsrechtlich anerkannten Sou-
veränitätsrechte auf den Staatsbürger. Wer für reif befunden wird, mitzuent-
scheiden in Fragen, die unter Umständen das Wohl und Wehe eines ganzen
Volkes beeinflussen, dem sollte endlich anerkanntermaßen die Entschei-
dung über Erziehung und Ausbildung seiner eigenen Kinder überlassen
bleiben.

Ein gründliches Umdenken wird von uns gefordert, wenn wir es mit der
Freiheit im sozialen Leben wirklich ernst meinen. Mit Teilreformen  und
Lehrplanänderungen kann das Erziehungsdilemma niemals überwunden
werden. Vielerorts wird zwar – was ja auch Becker in seinem Artikel tut –
das Versetzungs- und Auslesesystem für verwerflich gehalten. Die Erzie-
hung soll kein einseitiges Spezialistentum züchten, sie soll den individuel-
len Anlagen des Kindes Rechnung tragen; sie soll frei sein. Was soll aber
dies alles, wenn dann am Ende der Schulzeit ein Abitur steht, das seine
Schatten bis in die ersten Schuljahre vorauswirft, und das die Lehrer – unter
Umständen auch gegen ihre Überzeugung – einfach zwingt, das Äußerste an
Lernstoff in die Kinder hineinzupressen?

Mit der Anerkennung der Selbstverwaltung der Schule und mit dem Ernst-
machen mit der Erziehungskompetenz der Eltern und Lehrer ist logischer-
weise der Verzicht auf allgemeingültige, einheitliche Lehrpläne und Lehrzie-
le verbunden. Damit fällt zugleich das einheitliche Abitur, das bisher zum
Übertritt auf die Hochschule berechtigte. Eine solche »Liberalisierung« des
Erziehungswesens bedeutet jedoch keineswegs, daß es dann keine Bildungs-
maßstäbe und keinerlei Auslese gäbe. Im Gegenteil. Das wirklich freie, un-
bürokratisch sich ordnende Leben trifft eine weitaus strengere und vor allem
gerechtere Auslese, als es das ausgeklügelste Benotungssystem vermag. Die
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Erziehungs- und Bildungsergebnisse freier Schulen werden zweifellos un-
terschiedlich sein und die Abschlußempfehlungen bzw. Zeugnisse dem ent-
sprechend bewertet werden. Die Praxis selbst wird dann entscheiden, ob eine
Hochschule gewillt ist, ein solches Abgangszeugnis ohne weiteres anzuer-
kennen, oder ob sie die Aufnahme von einer speziellen Aufnahmeprüfung
abhängig macht. Hierfür Regeln zu finden, dürfen wir unbesorgt dem freien
Wettbewerb der Schulen und Hochschulen untereinander überlassen, der bis-
her noch durch das staatliche Erziehungsmonopol sehr zum Schaden unserer
Bildungsinstitutionen so gut wie gänzlich ausgeschaltet ist.

Zweifellos stehen heute einer echten Selbstverwaltung von Schule und
Hochschule noch  immer schwerwiegende, vor allem auch wirtschaftliche,
Hindernisse entgegen. Geistige Selbstverwaltung ohne wirtschaftliche Un-
abhänigkeit gibt es nicht.

Dieses Ziel anzustreben hindert uns jedoch nichts, vor allem nicht die Ver-
fassung. Man wird aber nur schrittweise vorgehen können. Und hier stim-
men wir wieder mit Becker überein. – Was wir im Augenblick tun können
ist: dafür zu sorgen, daß wenigstens die elementarsten Voraussetzungen für
eine Gleichberechtigung von Privatschule und Staatsschule hergestellt wer-
den, nämlich die gleichen wirtschaftlichen Startbedingungen. Denn die
heute bestehende Ungleichheit in der wirtschaftlichen Versorgung der bei-
den Schularten verschleiert zum großen Teil die wahre innere Situation auf
pädagogischem Gebiet und damit die wirkliche Wettbewerbsfähigkeit, wie
sie innerhalb eines freien Geisteslebens sich zu bewähren hätte.

Erst darauf aufbauend wird man mit einiger Aussicht auf Erfolg an das
Kernproblem der sozialen Frage, das die Unfreiheit der Persönlichkeit
gleichsam legalisierende staatliche Erziehungsmonopol herangehen kön-
nen. – Darauf kann hier nur hingewiesen werden.

Unsere Forderung nach finanzieller Gleichstellung sämtlicher Schulen ist
durch das im Grundgesetz verankerte Privatschulrecht genügend gerechtfer-
tigt. Mit der Anerkennung privater Schulen muß  vor allem auch ihre wirt-
schaftliche Wettbewerbsfähigkeit möglich gemacht werden. Durch die tradi-
tionelle Schulgeldfreiheit an Volksschulen und die neuerdings eingeführte
Schulgeldfreiheit auch an höheren Schulen sind die Eltern, die ihre Kinder in
Privatschulen geben, auf das schwerste benachteiligt. Sie haben – wie jeder
Staatsbürger – ihren Steueranteil zur Finanzierung des staatlichen Schulwe-
sens zu leisten und müssen noch obendrein zur Erhaltung der Privatschule ei-
nen nicht unerheblichen Schulgeldbeitrag  aufbringen. Es wäre daher konse-
quent gedacht und im übrigen nicht mehr als recht und billig, wenn die
juristische Gleichstellung von Staatsschule und Privatschule auch in einem
Steuerausgleich zum Ausdruck käme, d.h. die Schulgelder für private Schu-
len müßten auf die Höhe der jeweils  zu bezahlenden Steuern voll angerechnet
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werden. Eine andere Übergangslösung ist der bekannte Steuerbonus, der –
vom Finanzamt ausgestellt – von den Eltern der Schule ihrer Wahl – Staats-
schule oder Privatschule – übergeben wird. Dadurch wäre immerhin eine
gleichmäßige Subventionierung aller Schulen gewährleistet.

Beide Vorschläge sollten von den Befürwortern freier Schulen mit den zu-
ständigen staatlichen Stellen diskutiert werden, unter Umständen mit Beru-
fung auf die Verfassung: Wir möchten dabei dem ersten Gedanken eines an-
gemessenen Steuerausgleichs als Zwischenlösung den Vorzug geben, da
hierbei immerhin der Idee der Unabhängigkeit weitgehend Rechnung getra-
gen wird. Es sei aber noch einmal mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß
unsere Bemühungen letzten Endes die völlige – vor allem auch finanzielle –
Unabhängigkeit aller Schulen zum Ziele haben müssen.

Liberalkapitalismus, Zentralverwaltungswirt-
schaft und assoziative Wirtschaftsstruktur

Die Antwort auf die Frage nach einer Wirtschaftsordnung der sozialen Ge-
rechtigkeit wird nicht gefunden werden, solange man dem heutigen Rechts-
bewußtsein nur auf dem eigentlichen Rechtsboden des Verwaltungs- und
Vertragsrechtes, der Sicherheitsgesetze usw. allenfalls noch in den politi-
schen Gepflogenheiten der westlichen Demokratien Geltung verschafft, das
Wirtschaftsleben dagegen im wesentlichen den Spielregeln des Faustrechts
überläßt.

Die Wirtschaft ist die historisch jüngste der drei sozialen Sphären (Kultur,
Staat, Wirtschaft), und es ist verständlich, daß die erwachende Persönlich-
keitskraft hier zunächst einen, von Traditionen nur wenig gehemmten
»Kampf ums Dasein« entfesselte.

Das schon in der Spätantike entwickelte Selbständigkeitsgefühl hatte vor
allem in Griechenland – Rom in hohem Maße die Anerkennung der Gleich-
heit der Bürger vor dem Gesetz mit sich gebracht. Das Eigenleben der Men-
schen war schon so stark, daß es sich in einem Recht der gegenseitigen  An-
erkennung auszudrücken vermochte.

Im Ganzen war das jedoch ein passiver Vorgang, der schließlich in den
Rechtsnormen einer vorwiegend demokratischen Gesellschaftsordnung sei-
nen Niederschlag fand. Daß damit, – fast möchte man sagen »von selbst« –
eine gewisse Befreiung des geistig-kulturellen Lebens einherging, sei nur
am Rande erwähnt. Auch hier gilt, was weiter unten mit Bezug auf die Wirt-
schaft ausgeführt werden soll, daß nämlich für das kulturelle Leben eine
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dem gegenwärtigen individuellen Bewußtsein entsprechende gesellschaftli-
che Struktur noch keineswegs geschaffen worden ist.

Solange das moderne Rechtsempfinden nur seinen Ausdruck findet in der
Rechtsgleichheit innerhalb des politisch-demokratischen Staatslebens und
man auf eine entsprechende Gliederung auch des kulturellen und Wirt-
schaftslebens keine Rücksicht nimmt, wird dieser Rechtsstaat den An-
spruch erheben, auch das außerhalb seiner Zuständigkeit liegende Kultur-
und Wirtschaftsleben demokratisch zu verwalten.

Das an sich heute gültige Gleichheitsbewußtsein in den rein rechtlichen
Beziehungen der Menschen untereinander führt, wenn es nicht gemäße
»Rechts-Formen« auch für die beiden anderen sozialen Gebiete entwickelt,
zu einer monströsen Staatsbürokratie, in der alles individuelle Leben durch
Mehrheitsbeschlüsse ausgelöscht wird.

Die geistesgeschichtlich begründete Selbständigkeit des modernen Men-
schen muß aus der Erlebnissphäre, in der das demokratische Rechtsgefühl
wurzelt, herausgehoben  und zu einem ideengemäßen Rechtsbewußtsein
fortgebildet werden. Ein Verharren auf der Empfindungsebene mit dem allei-
nigen Resultat »Alle Menschen sind gleich« verewigt die Überwertigkeit des
Staates und verallgemeinert dessen demokratisches Ordnungsprinzip.

I.

Das neue liberalkapitalistische Wirtschaftsleben zeigt nun deutlich, wie
man versäumt hat, diesen oben gekennzeichneten Bewußtseinsschritt von
der Erlebnis- in die Ideensphäre zu vollziehen.

»Alle Menschen sind gleich«. Dieser Rechtssatz hat bezüglich der Rege-
lung der zwischenmenschlichen Verhältnisse seine eminent praktische Be-
deutung erlangt. In den ökonomischen Beziehungen der Wirtschaftenden
untereinander dagegen gilt ein elementares Selbsterhaltungsrecht des Stär-
keren.

Der Persönlichkeitsentwicklung parallel ging der Zerfall der alten Boden-
rechtsformen, nach denen es ursprünglich keinen privaten Grundbesitz gab.

Das Land war »Gottesland«. Mehr oder weniger durch gewaltsame
Besitzergreifung (privé = geraubt) kam der Grund und Boden – die früher
allein maßgebliche Kapitalgrundlage – in das ausschließliche Verfügungs-
und Eigentumsrecht von Privatpersonen. Damit war der entscheidende Akt
vollzogen, der das liberalkapitalistische Wirtschaftssystem heraufführte.

Ein Teil der Menschen ist seither im Besitze der allgemeinen Lebens-
grundlagen. Dieses Privileg liefert ihnen wirtschaftlich und damit macht-
mäßig alle übrigen Nichtbesitzenden geradezu bedingungslos aus. Auch
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heute kann kein noch so gut ausgedachtes Arbeitsrecht über die Tatsache
hinwegtäuschen, daß die an Boden- und Kapitalbesitz gebundenen, über das
allein sinnvolle und berechtigte Nutzungsrecht weit hinausgehenden Privi-
legien nach wie vor bestehen. Es handelt sich dabei um ganz prinzipielle
»Rechtszustände», die nicht nur Produktionsmittel im Großen, sondern
Grund- und Kapitalbesitz jeglichen Umfanges betreffen.

Die mit dem Boden- und Kapital-Monopol verbundene ursprünglich
hemmungslose Ausbeutung der Besitzlosen stellt aber nur einen Folgezu-
stand der sozialen Unrichtigkeit dar.

Durch das willkürliche Verfügungsrecht über Boden und Kapital – hier
muß vor allem auch an das Geldkapital als den weniger sichtbaren, heute
aber entscheidenden Faktor gedacht werden, kann bei sinkender Rentabi-
lität der Wirtschaftsprozeß durch künstliche Kapital-Verknappung (Hor-
tung im Großen, Zurückhaltung beim Kauf im Kleinen) willkürlich unter-
brochen werden, auch wenn dadurch die gesamte Volkswirtschaft zum
Erliegen kommt.

Private Renteninteressen, auch Gruppeninteressen, sind im liberalkapita-
listischen System reiner Prägung in der Lage, aus spekulativen Gründen, der
Gesamtvolkswirtschaft den »Boden unter den Füßen« wegzuziehen. Nur
nebenbei sei bemerkt, daß es sich dabei um private Spekulationsinteressen
ganz allgemeiner Natur handelt. Der kleine Sparer verhält sich hier genau so
antisozial wie die Großbank, so daß in Zeiten der Deflation alle mithelfen,
den Ast abzusägen, auf dem sie sitzen. Es liegt demnach nicht in erster Linie
am bösen Willen der Kapitalisten, sondern am ungezügelten anonymen
Geldwesen selbst.

II.

Seit John Maynard Keynes, vor allem belehrt durch die katastrophalen poli-
tischen Auswirkungen der letzten Weltdeflationskrise von 1929 bis 1934/36
ist nun ein Weg gefunden worden, durch staatliche Intervention dem an sich
weiter bestehenden privaten Kapitalmonopol die Spitze abzubrechen und
Deflationskrisen im Weltmaßstab unmöglich zu machen. Damit ist auch im
Westen eine Entwicklung eingeleitet, die sich nur dem Grade nach, nicht
aber im Prinzip von der sozialistischen Zentralverwaltungswirtschaft unter-
scheidet. Der berühmt gewordene Ausspruch Molotows: »Alle Wege führen
nach Moskau«, der sich ursprünglich auf die politischen Folgen der bisher
automatisch wiederkehrenden Wirtschaftskrisen des Liberalkapitalismus
bezog, er gilt in einem weitaus unheimlicheren Sinne auch jetzt.

Ohne grundlegende Strukturwandlung der Wirtschaft, ohne aktive Be-
gründung einer Ordnung der Gerechtigkeit, bis in die Fundamente von Bo-
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den und Kapital hinein (siehe Abschn. 3), muß es zu diesem unmerklichen
Pendelschlag vom hemmungslosen Liberalkapitalismus über den staatli-
chen Interventionismus (staatliche Investitionsplanung) zum totalitären
Staatssozialismus kommen.

Der heutige »Sozialismus« in seinem wesentlich humanen Gewand lebt in
der Illusion, dem totalen Machtstreben des Staates dadurch zu entgehen,
daß man die Wirtschaft sich selbst verwalten läßt. An die Stelle des staatli-
chen Wirtschaftsministeriums tritt eine zentrale Planungsstelle der Wirt-
schaft selbst, die dadurch mehr den Charakter einer großen Genossenschaft
erhält. Hauptverfechter dieses Vorschlages sind die Gewerkschaften und al-
le gemäßigten Sozialisten.

Es zeugt aber von einem hohen Maße von Ahnungslosigkeit, zu glauben,
man könnte die Wirtschaft autoritativ lenken, das politische Staats- und
Rechtsleben aber würde weiterhin den demokratisch-liberalen Spielregeln
folgen. Ein solches wirklichkeitsfremdes Denken übersieht, daß der soziale
Organismus dann nur einem Organisationsprinzip folgen würde. Wird die
Wirtschaft autoriativ verwaltet und Produktion, folglich auch Verbrauch,
planmäßig »erfaßt«, dann geht dies überhaupt nur unter Zuhilfenahme der
Staatsautorität bzw. der Polizei. Denn wer anders als der Staat repräsentiert
das autoritäre Prinzip. Das Ergebnis wird sein: Die totale Zentralisierung
des Wirtschaftslebens einschließlich der darin tätigen Menschen.

Daß sich das ohnehin nur bedingt freie Geistesleben diesem allgemeinen Pla-
nungsprozeß dann nicht mehr entziehen kann, ist ohne weiteres einzusehen.

Im Westen ist dieser Weg unmerklich beschritten worden. Die staatliche
Investitionsplanung wird mit Erfolg in Zukunft Deflationskrisen verhin-
dern. Das private Kapital, das bei längerer Konjunktur keine lohnenden An-
lagen mehr findet (d.h. keine Dividenden mehr abwirft), wird nun vom Staa-
te auch dort investiert, wo vom Gesichtspunkt des Kreditgeschäftes längst
kein Anreiz mehr besteht. Der Staat garantiert dafür dem Kapitalbesitz eine
angemessene Rente, die über erhöhte Steuern zu einem ständigen Preisauf-
trieb, d.h. Inflation führt.

Der Charybdis der Deflation entgeht man zwar, um dafür um so sicherer
der Skylla der Inflation zum Opfer zu fallen.

III.

Diese verhängnisvolle Entwicklung ist typisch für eine Politik des Sichtrei-
benlassens. Noch aber hat die Freiheit im Westen ein Reservat und die Pro-
duktionskraft vor allem der US-amerikanische Wirtschaft ist so gewaltig,
daß sie wohl in der Lage sein wird, den inneren Kollektivierungsprozeß
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noch einige Zeit hinauszuzögern. Diese Zeitspanne gilt es auszunützen, um
in der Wirtschaft eine Strukturwandlung grundsätzlicher Art herbeizu-
führen. Es liegt bezüglich der Wirtschaft eine ähnliche epochale Aufgabe
vor uns, wie sie im griechisch-lateinischen Zeitraum für das Rechtsleben –
wenn auch aus naivem subjektivem Empfinden heraus – gelöst wurde. Wie
man damals das demokratische Prinzip für das Verhältnis von Mensch zu
Mensch entwickelte, so haben wir heute einen Bewußtseinsakt für die Wirt-
schaftsform zu vollziehen. Ein Strukturprinzip gilt es zu finden, das abge-
wandelt für die Wirtschaft dasselbe ist, wie die »Gleichheit« für das poli-
tisch-rechtliche Gebiet.

Da es in der Wirtschaft um Interessenpolaritäten von Produzenten und
Konsumenten geht, wird es sich hier um einen ökonomischen Gleichge-
wichtszustand im Geben und Nehmen handeln.

»Die Gegenseitigkeit ist die Formel der Gerechtigkeit« (Proudhon) in den
Beziehungen wirtschaftender Partner, so wie die Gleichheit die Formel der Ge-
rechtigkeit in allen politisch-rechtlichen Verhältnissen und die Freiheit die For-
mel der Gerechtigkeit in allen individuell-geistigen Angelegenheiten ist.

Die Gegenseitigkeit im Geben und Nehmen setzt voraus: Prinzipiell glei-
chen Zugang aller Menschen zur Kapitalgrundlage. Dem stehen zwei Hin-
dernisse entgegen. Das antiquierte Bodenrecht (privates Eigentum an Grund
und Boden) und eine völlig chaotische Geldordnung, die dem undurchsich-
tigsten aller sozialen Übel den Nährboden liefert: der Spekulation auf
Grund der bis heute so gut wie unbeeinflußbaren Geldwertschwankungen.
Der Rechtsstaat begünstigt durch sein Unvermögen den Geldwert stabil zu
halten, den arbeitslosen Spekulationsgewinn, der einem legalisierten Dieb-
stahl nicht unähnlich sieht. Es ist charakterisch für das noch nicht abgeklun-
gene Zeitalter der Verstandesseele und der Überspitzung des Rechts- und
Paragraphendenkens, daß man alle sozialen Probleme von der rechtlich-po-
litischen Ebene her zu lösen versucht. Das klassische Beispiel liefern die
Gewerkschaften und alle bürgerlichen Sozialisten, indem sie glauben, man
könnte über ein ständig zu erweiterndes Arbeitsrecht, Mitbestimmungs-
recht usw. die ungünstige soziale Lage der arbeitenden Bevölkerung
grundsätzlich ändern. Gerade eine solche Enwicklung mündete schließlich
in dem oben geschilderten Endzustand einer autoritären Zentralverwal-
tungswirtschaft, in der jede Privatinitiative durch Kollektiventscheidungen
abgedrosselt würde. Dagegen werden »Rechte«, die an Kapital- und Grund-
besitz fälschlicherweise gebunden sind, in ihrer fundamentalen Bedeutung
für das Ungleichgewicht in der Wirtschaft gänzlich außer Acht gelassen.

Um das Gleichgewicht in der Wirtschaft und damit das Prinzip der Gegen-
seitigkeit zwischen Produzenten und Konsumenten, Unternehmern und Ar-
beitern ganz allgemein herzustellen, müssen die Privilegien, die durch das
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gültige Boden- und Geldrecht gegeben sind, fallen. Ihrem Wesen nach Bo-
den und Kapital (auch Geldkapital) um reine Wirtschaftsfaktoren, um Pro-
duktionsmittel. Sinngemäß kann es also nur ein Verfügungsrecht geben, mit
Boden und Kapital zu arbeiten; ganz abgesehen davon, daß die übrigen
Wirtschaftsteilnehmer ein vitales Interesse damit verbinden.

Nun besteht zwischen Boden und Kapital ein wesentlicher Unterschied.
Kapital ist beliebig vermehrbar, Boden aber nicht. Das Kapitalmonopol (die
Möglichkeit, Kapital zurückzuerhalten) kann nur mit wirtschaftlichen Mit-
teln, d.h. durch ungehemmte Kapitalvermehrung, entmachtet werden. Nie-
mals durch einen bloßen Rechtsakt. So lange Kapital knapp ist, hat sein Be-
sitzer eine Monopolstellung inne. Die Forderung: Gleicher Zugang aller zur
Kapitalgrundlage kann entweder nur auf dem oben angedeuteten Weg durch
Enteignung und Vergesellschaftung der Produktionsmittel unter restloser
Beseitigung der Unternehmerinitiative erfolgen, oder aber – und das ist un-
ser Vorschlag – durch eine solche Kapitalvermehrung, daß schließlich keine
wesentliche Nachfrage mehr danach vorhanden ist. (Zinsstand = 0.) Von
diesem Augenblick an sind Monopole nicht mehr aufrecht zu erhalten. Der
unverfälschte Leistungswettbewerb duldet keine Privilegien.

Anders steht es mit dem Grundbesitz. Da die nutzungsfähige Bodenfläche
begrenzt ist, kann das Bodenmonopol nur durch einen Rechtsakt überwun-
den werden. Die Grundrente könnte ohne Neutralisierung von Grund und
Boden gar nicht »unschädlich« gemacht werden. Abschaffen kann man sie
wegen der Unvermehrbarkeit des Bodens überhaupt nicht. Infolgedessen
wird man durch ein zu schaffendes zeitgemäßes Bodenrecht, etwa eine Art
Erbpacht, die Grundrente der privaten Spekulation entziehen. Die Gemein-
den könnten als treuhänderische Verwalter (Verpächter) über Grund und
Boden eingesetzt werden. Auf Einzelheiten – vor allem, wie eine allmähli-
che Ablösung des privaten Grundbesitzes durch die Gemeinden unter Ver-
meidung von Härten erfolgen könnte – kann hier nicht eingegangen werden.

Die Gleichheit vor dem Gesetz bleibt ein Torso und die Verkündung der
Menschenrechte leere Phrase, wenn nicht die wirtschaftliche Ausgangssi-
tuation jedem die gleichen Chancen bietet. Ein gleicher Start für alle inner-
halb eines nicht durch Monopole verfälschten freien Leistungswettbewer-
bes schafft die Voraussetzung für wirkliche soziale Gerechtigkeit unter
Erhaltung der persönlichen Freiheit.

Dazu ist vor allem notwendig, daß die durch die heutige Geldordnung zuge-
lassene künstliche Kapitalverknappung zu Gunsten der Erhaltung der Rendite
oder zur Erzielung billigerer Preise (Zurückhaltung beim Kauf), durch eine
grundlegende Neuordnung des Geldwesens unmöglich gemacht wird.

Das Geld muß zu einem dem Güter- und Leistungsaustausch bedingungs-
los dienenden neutralen Instrument der gesamten Volkswirtschaft werden.
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Ein zentrales Währungsinstitut der Wirtschaft (bei uns etwa die Bank Deut-
scher Länder) erhält die bindende Auflage, »die Äquivalenz« zwischen Wa-
re und Geld durch ständige Anpassung des Geldvolumens an das Warenvo-
lumen (Indexwährung) sowie durch Sicherung eines nicht zu
unterbrechenden Umlaufs der Zahlungsmittel- (Geldalterung) dauernd her-
zustellen.

Es gilt ein Geld zu schaffen, »das zu nichts anderem zu gebrauchen ist als
zum Tausch« und damit als »reeller Konkurrent« der Ware stets wirksame
Nachfrage hält, so wie umgekehrt die Ware infolge ihrer Verderblichkeit
natürlicherweise angeboten werden muß. Rudolf Steiner hat zur Lösung
dieses Kernproblems der modernen Arbeitseinteilung die Geldalterung
empfohlen. (Die technischen Einzelheiten einer zeitgemäßen Praxis dieser
»renovatio monetarum« sollen gesondert dargestellt werden).

Ein solches alterndes Geld hält mit derselben Stetigkeit Nachfrage nach
Ware, wie die Ware gezwungenermaßen nach Geld Nachfrage hält. Rudolf
Steiner nennt dies die »Parallelströmung« von Ware und Geld.

In dieser Tatsache liegt objektiv-sachlich das Prinzip der Gegenseitigkeit im
Geben und Nehmen beim Tauschvorgang.

Das arbeitssparende, wohlstanderzeugende Moment in der Wirtschaft bil-
det dann einzig und allein die hochentwickelte Arbeitsteilung. Arbeitslose
Gewinne durch Monopole oder Spekulation aus Geldwertschwankungen
gehören der Vergangenheit an.

Fragen wir nach der gesellschaftlichen Struktur, wie sie durch den Gleich-
gewichtszustand in der Wirtschaft zustande kommt, so zeigt es sich, daß es
keine privilegierte Gesellschaftsklasse mehr gibt.

In der klassischen liberalkapitalistischen Ära wurde jede aufsteigende
Wirtschaftsentwicklung bei einem durchschnittlichen Zinsstand von 2 1/2 %
(Grenzleistungsfähigkeit des Kapitals) abgewürgt, kurz bevor Vollbeschäf-
tigung erreicht war. Der neue staatliche Interventionismus, der Vorläufer ei-
ner zentralen Verwaltungswirtschaft, ergreift an diesem kritischen Punkt
das in die Liquidität abgedrängte Kapital und überträgt die Zinslast auf den
Steuerzahler. (Subvention des privaten Kapitals).

Nur eine Wirtschaft, deren Zirkulation (Markt) durch ein alterndes Geld
dauernd aufrecht erhalten wird, auch bei einem Zinsstand unterhalb der ehe-
maligen Grenzleistungsfähigkeit (Risikoprämie 2–3%), vermag Vollbe-
schäftigung ohne den Eingriff einer zentralen Planungsbehörde zu errei-
chen. Erst wenn die letzten Arbeitslosen in den Wirtschaftsprozeß
zurückgekehrt sind, und die steigenden Löhne die Dividenden aufgesogen
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haben, erlischt das bisherige Arbeitgeber-Arbeitnehmerverhältnis. Der Ar-
beiter wird zum freien Gesellschafter des Unternehmers.

Das in die Investition mit Macht hineindrängende alternde Geld zwingt
durch ein Überangebot von Geldkapital die Monopole auf die Knie. Die bis-
herigen Renteneinkommen in Gestalt von Dividenden und Gewinnen wech-
seln unmerklich auf die Seite des Arbeitseinkommens, die Löhne von Un-
kostenseite der Bilanz auf die Ertragsseite herüber. 

Durch diese Entwicklung würden zum ersten Male in der Geschichte der
der Menschheit die Klassenunterschiede wirklich überwunden.

Mit dem Lohnverhältnis verschwindet der letzte Rest Sklaverei, der sich
seit der Antike über das Leibeigenenwesen des Mittelalters, trotz französi-
scher Revolution und Magna Charta der Menschenrechte, im 8-Stunden-
Lohn-System erhalten hat.

Noch besteht die Diskrepanz zwischen der rein menschlichen Gleichstel-
lung und rechtlichen Vertragsfähigkeit der Arbeiter und ihrer tatsächlichen
wirtschaftlichen Position. Die juristische Gleichstellung mit dem Arbeitge-
ber bedeutet für ihn noch keine wirkliche Vertragsfähigkeit.

In der hier skizzierten Wirtschaftsordnung ist der Arbeiter auch wirt-
schaftlich assoziationsfähig.

Arbeiter und Unternehmer, oder Arbeitsleister und Arbeitsleiter, wie sie
Rudolf Steiner genannt hat, assoziieren sich zum Zwecke gemeinsamer Pro-
duktionsleistung. Verträge, die auf dieser Ebene geschlossen werden, haben
keinen fiktiven Charakter und die Arbeiterschaft ist nicht mehr gezwungen,
dem Kapitalmonopol durch gewerkschaftlichen Zusammenschluß ein »Ar-
beitsmonopol« entgegenzustellen.

Wie der politische Staat durch die Rechtsgleichheit eine demokratische
Verfassung, so erhält die Wirtschaft durch das Prinzip der Gegenseitigkeit
eine durchgängig assoziative Struktur.

Alle wirtschaftlichen Abmachungen beruhen auf freien Verträgen freier
Partner. Keine irgendwie geartete Behörde, keine zentrale Planungsstelle,
kein Wirtschaftsrat oder gar Wirtschaftsparlament hat die Möglichkeit, re-
gularistisch von oben in den Ablauf der Wirtschaftsprozesse einzugreifen.
Der alleinige Maßstab für vorausschauende Dispositionen sind die freien
Preisbewegungen auf der Basis eines stabilen Durchschnittspreis-Niveaus
(stabile Kaufkraft) innerhalb eines freien, von keinen Subventionen, Zöllen,
Devisen und Preisvorschriften verfälschten Marktes.

Die assoziative Wirtschaft ist die notwendige Ergänzung des demokrati-
schen Rechtsstaates, der ohne die Verwirklichung der sozialen Gerechtig-
keit bis in die Existenzgrundlage herunter auf die Dauer auch die Freiheit
der Persönlichkeit nicht aufrecht zu erhalten vermag.
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Netzwerk neutrales Geld
Eine kritische Analyse des herkömmlichen Geldes und das 

Konzept einer Finanzinnovation für neutrales Geld

Dieter Suhr

Vorbemerkung der Redaktion: Wir freuen uns, mit freundlicher Genehmigung
der Erben einen der letzten Aufsätze von Professor Dr. Dieter Suhr zu einem
Thema posthum veröffentlichen zu dürfen, das ihn in den letzten 10 Jahren sei-
nes Lebens auf intensivste Weise beschäftigt hat, den Fragen der Geldord-
nung. Er hat zu diesem Thema seit 1983 bis 1989 sechs Bücher geschrieben
und zusätzlich noch eine Vielzahl von Aufsätzen. Drei seiner Bücher sind in
der Literaturliste am Ende des Aufsatzes erwähnt. Auf sie wird in den Klam-
mervermerken im Aufsatz verwiesen, wie auch auf die Werke anderer Autoren,
die in der Literaturliste aufgezählt sind. Leben und Werk von Dieter Suhr sind
ausführlich in Heft 206 der Fragen der Freiheit gewürdigt worden.

Der folgende ist der letzte in der Reihe seiner Aufsätze zur Geldordnung. Er
ist nach dem in englischer Sprache geschriebenen Buch ›The Capitalistic
Cost-Benifit Structure of Money‹ im Jahre seines Todes 1990, zunächst in eng-
lischer Sprache, entstanden und entwickelt die Gedanken weiter, die in diesem
Buch angesprochen sind. Er hatte vor, die darin geäußerten Gedanken in eine
2. Auflage seines Buches aus dem Jahre 1989 aufzunehmen. Wir danken seiner
Frau und seinen drei Kindern für die freundliche Genehmigung zur Veröffent-
lichung des Aufsatzes.

Den an weiterer Literatur interessierten Leser verweisen wir auf Heft 101
der Zeitschrift für Sozialökonomie, in dem die Möglichkeit monetärer Refor-
men unterhalb der staatlichen Ebene von verschiedenen Autoren behandelt
wird (Bezug: Glauke-Verlag GmbH, Postfach 13 20, D-24319 Lütjenburg).           

Inhaltsübersicht
1 Einleitung
1.1 Ausgangspunkte
1.2 Verständnisschwierigkeiten
1.3 Zum Kern des Problems
2 Von der Selbstversorgung bis zur Geldwirtschaft
2.1 Keine Transaktionskosten in einer Gesellschaft 

bestehend aus lauter Robinsons
2.2 Transaktionskosten in der Tauschwirtschaft 
2.3 Transaktionskosten in der Geldwirtschaft
2.3.1 Geld als ein zwischenmenschliches, soziales Gut
2.3.2 Einsparung von Transaktionskosten
2.3.3 Geld als Voraussetzung für Transaktionen
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2.3.4 Neuartige Transaktionshindernisse
2.3.5 Geldzinsen als neuartige Transaktionskosten
2.3.6 Transaktionskosten bei neu emittiertem Geld
2.3.7 Zinsen als Transaktionsschranken
2.3.8 Inkongruenz von Geldnutzen und Geldkosten
2.3.9 Geldschöpfung und Geldvernichtung
3 Herkömmliches »Sparen und Investieren«
3.1 »Geld« im Gegensatz zu »Kapital«
3.2 Überwindung der alten Denkgewohnheiten
3.3 »Sparen« als Quasi-Vernichtung von Geld
3.4 »Geldverleih« als Quasi-Emission von Geld
4 Die strukturelle Nichtneutralität des Geldes
4.1 »Verleihen statt Kaufen« versus »Borgen statt Verkaufen«
4.2 Terminierungsfreiheit der Geldbesitzer versus

Terminierungsunsicherheit der Transaktoren
4.3 Die Produktion von und die Profite aus monetärer Liquidität
5 Zinsfreies Geld: Das Netzwerk neutrales Geld

– Die Finanzinnovation NeuMoNe –
5.1 Das Liquiditätskostenkonzept
5.2 Wettbewerb zwischen herkömmlichem und neutralem Geld
5.3  Einige technische Einzelheiten 
5.3.1 Neutrales Giralgeld und neutrales Papiergeld
5.3.2 Das NeuMoNe-Konto
5.3.3 Die Re-Finanzierung von NeuMoNe-Krediten
5.3.4 Belastung der Kosten im NeuMoNe-System in herkömmlichem Geld
5.3.5 Symmetrische Liquiditätskosten für positive und negative Bestände auf dem

NeuMoNe-Konto
5.3.6 Die Vermeidung der Liquiditätskosten
5.3.7 Wechseln von herkömmlichem Geld zu NeuMoNe und umgekehrt
6 Drei typische Einwände gegen »neutrales Geld«
6.1 »Ohne Zinsen wird nicht mehr gespart«
6.2 Wird es ohne Zinsen noch genug »Kapital« geben?
6.3 Preisbildung und Allokation unter neutralem Geld

1. Einleitung

1.1 Ausgangspunkte

Meine These lautet: Trotz ihrer außergewöhnlichen Leistungsfähigkeit lei-
den die westlichen Marktwirtschaften an erheblichen Mängeln in ihrem mo-
netären Transaktionssystem. Ohne diese Mängel wären sie nicht nur noch
leistungsfähiger, sondern auch fairer und sozial gerechter.   

Die nachfolgenden Überlegungen machen sowohl die Mängel des Geldsy-
stems als auch die Möglichkeiten, es zu verbessern, bewußt. Sie sind an sich
sehr einfach. Außerdem stimmen sie durchaus mit der modernen Geldtheo-
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rie überein. Die hat herausgearbeitet, daß das Geld im Wirtschaftsverkehr In-
formations- und Transaktionskosten einspart und dadurch die ökonomische
Kommunikation preiswerter macht: Mit Hilfe von Geld wird der Bereich
profitabler Transaktionen ausgedehnt, wodurch zugleich die Grenzen für
rentable Produktion und erreichbaren Konsum hinausgeschoben werden. So
verbessert Geld die allgemeine Wohlfahrt. Aber es wird sich zeigen, daß das
herkömmliche Geld selbst wiederum vermeidbare und störende Transakti-
onskosten in die Wirtschaft hineinträgt und daß es daher verbesserungsbe-
dürftig ist.

1.2 Verständnisschwierigkeiten 

Obwohl die folgenden Überlegungen sehr einfach sind, stoßen sie in den
Köpfen der Menschen auf Widerstand. Sie scheinen bewährter Praxis und
vertrauten Theorien zuwiderzulaufen. Doch nicht die neuen Ideen selbst sind
schwer zu begreifen. Schwierig ist nur, sich von den alten Vorstellungen, die
uns noch fest im Griff haben, zu befreien (Keynes, 1936, S.VIII). So sind bei-
spielsweise noch immer so gut wie alle Ökonomen davon überzeugt, daß un-
ser Geld, abgesehen von geringen Vorbehalten, optimal und so leistungs-
fähig wie möglich ist. Substantielle Veränderungen oder Verbesserungen
scheinen daher nicht erforderlich.

Um den mit den herkömmlichen Vorstellungen verbundenen Denkbarrie-
ren aus dem Wege zu gehen, soll hier von ganz einfachen und elementaren
Beobachtungen ausgegangen werden: Schritt für Schritt, beginnend bei ei-
ner Gesellschaft von lauter sich selbst versorgenden Robinsons über eine
Tauschwirtschaft bis hin zur Geldwirtschaft und dem monetären Pilotprojekt
»Netzwerk neutrales Geld«. Diese Finanzinnovation »Netzwerk neutrales
Geld« wird im folgenden mit dem Kürzel NeuMoNE bezeichnet: NeuMo-
NE« für »Neutrales Money Network«:

NeuMoNE soll mit dem herkömmlichen Geld konkurrieren. Weil die geld-
lichen Transaktionsdienste, die das Netzwerk neutrales Geld erbringt, ko-
stengünstiger als die seines herkömmlichen Rivalen sind, wird NeuMoNe
den Wettbewerb am Ende gewinnen.

1.3 Zum Kern des Problems

Nach der modernen Geldtheorie erspart Geld Informations- und Transaktions-
kosten. Das kann man sich leicht veranschaulichen: Ohne Geld müßten die Indi-
viduen lange nach Tauschmöglichkeiten suchen, also Informationen über poten-
tielle Tauschpartner, ihre Güter und ihre Bedürfnisse sammeln. Außerdem wäre
es sehr kompliziert und mühsam, den Wert der getauschten Güter einzuschätzen,
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solange es an einer Geldeinheit fehlt, mit deren Hilfe man Werte abschätzen und
Preise vergleichen kann. Eine Tauschwirtschaft ist also mühselig und kostspie-
lig, weil man große Anstrengungen in den Austausch der Güter als solchen inve-
stieren muß. Wird jedoch Geld verwendet, so kann man seine Güter ganz einfach
auf den Märkten verkaufen und kaufen. Das ist bequem und erspart Kosten.

Aber Geld erspart nicht nur Informations- und Transaktionskosten. Es verur-
sacht auch neuartige Transaktionskosten, wie sie in einer Tauschwirtschaft unbe-
kannt sind. Bisher wurden diese neuartigen Transaktionskosten, die mit dem Geld
in die Wirtschaft kommen, von den Wirtschaftswissenschaften nicht als solche er-
kannt. Es kommt jetzt also darauf an, diese bisher nicht richtig gedeuteten Kosten
bewußt zu machen: Es handelt sich dabei um Transaktionskosten, mit denen die
Individuen belastet werden, die sich Geld für Transaktionszwecke besorgen, – um
Kosten, welche die kostensparende Leistungsfähigkeit unseres Geldes mindern.

Um die neuartigen Transaktionskosten sichtbar und begreifbar zu ma-
chen, werden im folgenden die Informations- und Transaktionskosten in
einer Robinsons-Wirtschaft ohne Austausch, dann in einer Tauschwirt-
schaft und schließlich in der Geldwirtschaft betrachtet, ehe dann mit der
Analyse fortgeschritten und schließlich zum praktischen Konzept überge-
gangen wird.

2. Von der Selbstversorgung bis zur Geldwirtschaft
2.1 Keine Transaktionskosten in einer Gesellschaft bestehend 

aus lauter Robinsons

Nehmen wir also zunächst eine Gesellschaft von Individuen an, die sich voll-
ständig selbst versorgen. Diese Robinsons tauschen überhaupt keine Güter
aus. Also entstehen auch keine Transaktionskosten. Jeder hat es nur mit sich
selbst zu tun. Man könnte allerdings an den Transfer von Gütern von einem
Platz zum anderen, also an Transporte durch den Raum, oder an Transfers
von Gütern aus der Gegenwart in die Zukunft, also an ihre Lagerung denken.
Doch bei diesen Vorgängen handelt  es sich nur um reale Prozesse, durch
welche die Güter von einem selbst an einen selbst verschoben werden, nicht
um Transaktionen im sozio-ökonomischen Sinne von Transfers zwischen In-
dividuen.

In ihrer Selbstversorgung sind die Robinsons in vielerlei Hinsicht stark be-
schränkt. Sie können nur konsumieren, was sie selbst poduzieren. Sie haben
nicht die Möglichkeit, voneinander Gebrauch zu machen und von sozio-öko-
nomischen Interaktionen zu profitieren. Vielmehr sind sie von ihrer persönli-
chen Begabung und ihren individuellen Fähigkeiten abhängig. So entgehen
den Robinsons die meisten der Bequemlichkeiten, die wir gewöhnt sind.
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Angenommen beispielsweise, einer der Robinsons besitze Güter, die er im
Moment entbehren kann, sei es, weil er satt ist, sei es, weil er zur Zeit mehr
Produktionsmittel hat, als er selbst nutzen kann: lästige Güter also, deren ge-
genwärtige Grenzkosten ihren Grenznutzen übersteigen. Nehmen wir weiter
an, daß Robinson diese Güter demnächst durchaus wieder braucht: sei es, um
damit zu produzieren, sei es, um sie zu konsumieren. Dann muß er die Güter
auf eigene Kosten lagern. Denn ihm fehlt die Möglichkeit, die eigene auf-
wendige Lagerhaltung ganz einfach dadurch zu umgehen oder zu ersetzen,
daß er die betroffenen Güter jemandem gibt, der sie heute benötigt und der
ihm später Güter gleicher Art und Güte genau dann zurückgibt, wenn es sie
selbst wieder braucht. Wir dagegen können heute die reale Lagerung physi-
scher Güter einfach durch juristische Ansprüche auf künftige Güter oder so-
gar durch Ansprüche auf künftiges Geld ersetzen. Die Robinsons entbehren
aller dieser nützlichen Freiheiten.

Mit anderen Worten: Den Robinsons fehlen nicht nur die Vorteile der so-
zialen Arbeitsteilung bei der Produktion, sondern auch die Vorteile der zeit-
lichen Arbeitsteilung beim Konsum. Auch Kosumakte nämlich lassen sich
sozial und zeitlich aufteilen, wenn man geeignete Partner findet. Die Robin-
sons erleiden mithin Verluste, weil sie alle diejenigen Güter kostspielig
selbst lagern, die sie für späteren Verbrauch aufheben.

»Sparen« ist in der Robinsonsgesellschaft aufwendig und kostenspielig.
Was man sich für zukünftigen Konsum oder für den Einsatz in zukünftiger
Produktion »spart«, wird von steigenden Grenzkosten mehr oder weniger
vollständig aufgezehrt. Von Renditen aus »Ersparnissen« als solchen kann
nicht die Rede sein. Nur insofern, wie man selbst statt eines Konsumgutes
ein Prokuktionsmittel erzeugt, das man selbst nutzt, entsteht gegebenenfalls
ein Nutzen aus den vorhergegangenen »Ersparnissen«.

2.2 Transaktionskosten in der Tauschwirtschaft

An zweiter Stelle sehen wir uns eine Tauschwirtschaft an, in der die Indi-
viduen gegenseitig voneinander Gebrauch machen können. Den Individu-
en stehen jetzt nicht nur Sachgüter zur Verfügung, sondern die Dienste
und Leistungen anderer Individuen. Das vergrößert die Wahlfreiheiten und
Möglichkeiten ganz erheblich. Mit der Tauschmöglichkeit erwächst den
Individuen in der Tauschwirtschaft erstmals die Chance, von der sozialen
und zeitlichen Teilung sowohl der Arbeit als auch des Konsums zu profi-
tieren.

Freilich wird keiner, der ökonomisch denkt, einen Tausch freiwillig planen
und durchführen, es sei denn, er rechnet sich aus, am Ende besser dazustehen
als vorher, Der Tausch kommt also nur zustande, wenn beide Partner einen
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Nutzengewinn erwarten. Folglich ist der Tausch ein Geschäft auf gegenseiti-
ge Nutzenvergrößerung. Er bewirkt eine Vergrößerung des gesamten Nut-
zens allein dadurch, daß die Güter getauscht werden. Von dem Nutzenge-
winn muß freilich der Aufwand abgezogen werden, den der Tausch den
Beteiligten verursacht.

Die Tauschkosten spielen allerdings auch schon beim Zustandekommen
oder Verhindern eines Tausches die entscheidende Rolle. Wenn nämlich ei-
ner der Tauschpartner Tauschanstrengungen voraussieht, die seinen erwarte-
ten Tauschgewinn übersteigen, dann erscheint ihm das Geschäft als unrenta-
bel; das von ihm erwogene Tauschgeschäft wird von den gedanklich
vorweggenommenen Transaktionskosten blockiert. Hinzu kommt, daß Indi-
viduen, die für den Austausch produzieren, das Risiko laufen, für ihre Güter
keine Abnehmer zu finden, die genau das anbieten, was sie wiederum gerade
selbst brauchen.

Die hohen Transaktionskosten und Absatzrisiken in der Tauschwirtschaft
ziehen enge Grenzen für die möglichen Austauschgeschäfte und begrenzen
dadurch auch die Möglichkeiten der Produktion und des Konsums. Zwar er-
zeugen Tauschgeschäfte keine »Kosten« im Sinne von Geldausgaben; denn
Geld gibt es noch nicht. Aber der Austausch von Gütern ist mit realen Kosten
in Form von Sucharbeit, Kommunikationsaufwand, Verhandlungsenergie
usw. verbunden. Diese Kosten fungieren als eine Barriere, welche die Indivi-
duen von weiteren Geschäften abhält. Zölle etwa haben ähnliche Effekte.

In einer Tauschwirtschaft erreichen die Individuen also bald ein Niveau
von Transaktionskosten, welches weitere Austauschgeschäfte unprofitabel
macht und sie insoweit im Bereich der Selbstversorgung gefangen hält. Wer
für den eigenen Bedarf produziert, weiß wenigstens, daß er am Ende seinen
Bedürfnissen dient.

2.3 Transaktionskosten in der Geldwirtschaft

Wenn Geld in die Wirtschaft eingeführt wird, dann erscheint ein neues,
künstliches Gut mit charakteristischen Eigenschaften auf den Märkten.
2.3.1 Geld als ein zwischenmenschliches, soziales Gut
Für Selbstversorger ist Geld nutzlos und unfruchtbar. Die Robinsons können
Geld weder essen, noch ein Haus damit bauen, noch können sie mit Hilfe von
Geld die kostspielige Lagerung »gesparter« Güter vermeiden.

Anderes gilt in einer Geldwirtschaft mit ökonomischer Kommunikation der
Individuen untereinander: Geld ist nämlich ein ökonomisches Kommunikati-
onsmittel mit Eigenschaften, die es geradezu zum Gebrauch in sozio-ökono-
mischen Situationen entweder als Tauschmittel oder als Bereitschaftsmittel
prädestinieren. Seine Eignung zur Bereitstellung von Transaktionschancen
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bezieht Geld daraus, daß es eine Anwartschaft ist. Es verkörpert eine rechtlich
gesicherte Erwartung, durch welche der Geldhalter zu den Güteranbietern in
Beziehung gesetzt wird. Weil Geld Güter repräsentiert, kann man das juri-
stisch-künstliche Gut »Geld« so lange als Stellvertreter für Güter verwenden,
bis man wieder reale Güter braucht. So kann Geld als Ersatz für Lagerhaltung
genutzt werden: zum einen weil es andere Menschen gibt, die Güter anbieten,
und zum anderen weil Geld den Geldinhaber mit einer Option ausstattet, die
ihm den Zugriff auf die Güter fremder Menschen ermöglicht. Aus diesem
Grund wird Geld gelegentlich von anderen Gütern auch dadurch unterschie-
den, daß man es ein soziales, zwischenmenschliches Gut bezeichnet (»social
relation good«).
2.3.2 Einsparung von Transaktionskosten
Geld vermittelt im Tausch und ersetzt ihn durch Verkaufen und Kaufen. Ver-
kauf und Kauf sind Transaktionen. Also kann man nach wie vor von »Transak-
tionskosten« sprechen, wenn es um die Kosten des gesamten zweistufigen
Verfahrens des Verkaufens und Kaufens (oder um die Kosten einer jeden
Halbstufe des vermittelten Tausches) geht. Gleichermaßen kann man allge-
mein von »Transaktoren« anstelle von »Verkäufern« und »Käufern« spre-
chen. Dann muß man sich aber im klaren darüber sein, daß man genau dadurch
die signifikanten Unterschiede zwischen Geld- und Tauschwirtschaft termi-
nologisch verwischt und verdeckt. Denn der Tausch ist eine, und zwar eine
realwirtschaftliche Transaktion. »Verkaufen« und »Kaufen« dagegen sind
zwei Vorgänge, von denen nur jeweils eine Hälfte realwirtschaftlich, die ande-
re aber monetär ist. In den realwirtschaftlichen Tausch wird eine monetäre
Phase eingeschoben, während derer man aus dem realwirtschaftlichen Be-
reich ausscheren und in den monetären Bereich überwechseln kann.

Obwohl Transaktoren in der Geldwirtschaft mindestens zwei Transaktio-
nen anstelle des einen Tausches durchführen müssen, um ihr Ziel zu errei-
chen, nämlich »Verkauf« und »Kauf«, ist dieses Zweitaktverfahren des Gü-
tertausches leistungsfähiger als der eintaktige Tausch. Dieser Vorteil ist, wie
gesagt, darauf zurückzuführen, daß das Geld Informations- und Transakti-
onskosten einspart. Ist nämlich Geld als sozio-ökonomische Institution erst
einmal eingeführt, können die Transaktoren ihre angebotenen oder nachge-
fragten Güter ganz einfach vermittels der Kommunikationskanäle speziali-
sierter Märkte anbieten oder abrufen. Das Geld fungiert dabei als eine Art
Eintrittskarte, Benutzerausweis und Verrechnungsinstrument für diese insti-
tutionalisierten Transaktionskanäle der Geldwirtschaft. Die Leistungsfähig-
keit oder »Effektivität« des Geldes vergrößert die Reichweite profitabler
Transaktionen ganz erheblich. Weil das  wirtschaftliche Kommunikations-
und Transaktionsniveau steigt, breiten sich arbeitsteilige Produktion und ar-
beitsteiliger Konsum aus.
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An dieser Stelle verdient ins Bewußtsein gerufen zu werden, daß die
Wohlfahrt in einer Geldwirtschaft gegenüber der Tauschwirtschaft zu-
nimmt, weil sich der Bereich profitabler Kommunikationen und Transak-
tionen ausweitet. Der Effizienzgewinn liegt nicht nur in einer Zunahme
der »Produktivität« von Gütern, sondern in einer Steigerung der Lei-
stungsfähigkeit des Informations- und Transaktionssystems. Produktions-
und Konsumgüter, die von anderen angeboten werden, sind schlicht und
einfach zu niedrigeren Kosten erreichbar, und das erhöht die Produktivität.
Es war im Verlaufe der bisherigen Überlegungen nicht nötig, von »Kapi-
tal« und seiner etwaigen »Produktivität« zu sprechen. Diese Termini konn-
ten vermieden werden, weil sich die Erscheinungen hinreichend in Kate-
gorien von »Individuen«, »Gütern«, »Informationen«, »Transaktionen«
und, vor allem, »Informations- und Transaktionskosten« begreifen und be-
schreiben ließen.
2.3.3 Geld als Voraussetzung für Transaktionen
In einer Geldwirtschaft, in welcher die soziale und zeitliche Arbeitsteilung
sowohl bei der Produktion wie auch im Konsum weit fortgeschritten ist, wird
Selbstversorgung praktisch unmöglich. Man ist voneinander abhängig. Man
ist nicht nur Konsument, man ist nicht nur Produzent, sondern man ist prak-
tisch immer auch Transaktor. Bevor man Güter konsumieren oder mit Gütern
produzieren kann, muß man Transaktionen abwickeln: Transaktion geht vor
Produktion und Konsum: Bevor man die Rolle des Konsumenten oder des
Produzenten spielen kann, muß man schon in die Rolle des Transaktors ge-
schlüpft sein. Und diese Transaktorenrolle schließt immer die Rolle von je-
mandem ein, der sich Geld beschafft und es wieder ausgibt. So wird Geld in
der Geldwirtschaft zur unentbehrlichen Voraussetzung für Transaktionen
und damit auch für Produktion und Konsum.

Wer – aus welchen Gründen auch immer – die Rolle eines Geldbeschaffers
nicht spielen kann, der kann auch die Rolle des Geldausgebers nicht spielen.
Er wird also auch keine Waren oder Dienstleistungen erwerben. Darüber hin-
aus hält der Mangel an Geld  bedürftige Menschen praktisch davon ab, Trans-
aktionen durchzuführen, die an sich möglich und profitabel wären. Um das zu
veranschaulichen, braucht man sich nur einen potentiellen Verkäufer vorzu-
stellen, der versucht, sich Geld zu verschaffen, indem er Waren, Dienstlei-
stungen oder Arbeit anbietet. Dann kann man sich leicht vorstellen, daß er ei-
nen potentiellen Käufer findet, der die angebotenen Güter dringend braucht.
Trotzdem wird unser Verkäufer seine Güter nicht an den Käufer verkaufen
und Geld dafür erhalten, wenn nicht dieser Käufer selbst entweder Geld in der
Hand hat oder es ihm gelingt, sich welches zu beschaffen, z.B. dadurch, daß er
selbst Güter verkauft. Auch dieser zweite potentielle Verkäufer mag durchaus
potentielle Abnehmer für seine Güter finden. Aber auch er kann seine Güter
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nur verkaufen und Geld erwerben, wenn diese potentiellen Abnehmer ihrer-
seits Geld in der Hand haben oder wenn es ihnen gelingt, sich welches zu be-
schaffen. . . Man sieht leicht, daß hier ganze Kaskaden von wechselseitig nütz-
lichen Geschäften möglich wären, daß sie aber blockiert bleiben, weil das
Geld fehlt, ohne welches alle die vielen potentiellen Verkäufer und Käufer
nicht miteinander ins Geschäft kommen können.
2.3.4  Neuartige Transaktionshindernisse
Potentielle Anbieter und Produzenten auf der einen Seite und potentielle
Nachfrager und Konsumenten auf der anderen  werden also daran gehindert,
Transaktionen abzuwickeln, die durchaus möglich wären, wenn sie als po-
tentielle Transaktoren nur das ökonomische Transaktionsmedium »Geld«
dabei verwenden könnten. Mit anderen Worten: Auch dann, wenn potentiel-
le Tauschpartner bzw. Transaktoren nicht füreinander im Nebel des Nicht-
wissens verborgen bleiben, können die an sich möglichen Transaktionen we-
gen Geldmangels stecken bleiben. Ein einziger, der kein Geld hat, kann
ganze Transaktionsserien verhindern, so wie auch ein einziger Geldbesitzer,
der sein Geld nicht ausgibt, dafür sorgen kann, daß eine ganze Kette von
Transaktoren darunter leidet. So zeigt sich, daß die Menschen in einer Geld-
wirtschaft neuartige Transaktionshindernisse erfahren, die in einer Tausch-
wirtschaft nicht existierten.

Unfähig zu sein, Geld zu erwerben, bedeutet, daß man an Transaktionen
gehindert wird. Und an Transaktionen gehindert zu sein, das bedeutet, von
Produktion und Konsum ferngehalten zu werden. Derjenige, dessen Trans-
aktionen wegen Geldmangels schlicht steckenbleiben, ist faktisch von der
Teilhabe an der Gemeinschaft der Wirtschaftenden überhaupt ausgeschlos-
sen.
2.3.5 Geldzinsen als neuartige Transaktionskosten
Wie wir oben gesehen haben, ist der Tausch in einer Tauschwirtschaft müh-
sam und kostspielig. Weiterer Güteraustausch bleibt alsbald im undurch-
dringlichen Informationsdefizit stecken, durch welches einem die anderen
Menschen, ihre Bedürfnisse, ihre Nachfrage und ihre Angebote verborgen
bleiben. Geld dagegen hat sich als wirksamer Katalysator erwiesen, der
Kommunikationskanäle eröffnet, welche den Menschen erlauben, die un-
durchsichtige Sphäre der ökonomischen Kommunikation gleichwohl erfolg-
reich zu durchdringen. Zugleich hat sich jedoch für die Menschen, die Trans-
aktionen abwickeln müssen, eine neuartige Schwierigkeit gezeigt, nämlich
das Problem der Geldbeschaffung; denn ohne Geld bleiben die Transakti-
onskanäle der Märkte für sie verschlossen und können so ihre geplanten
Transaktionen nicht ausführen.

Diese neuartige Schwierigkeit betrifft den Erwerb von Transaktionsgeld
durch den potentiellen Transaktor:
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– entweder findet er – in der Rolle des Verkäufers – keinen Käufer, und zwar
meist deshalb, weil die potentiellen Käufer selbst wiederum genau jenes
Geldes entbehren, ohne das sie keine Güter kaufen können;

– oder er kann sich, als potentieller Käufer, kein Geld beschaffen, weil er
sich die Zinskosten des geliehenen Geldes nicht leisten kann; die Zinsko-
sten, die die Güter für ihn teurer machen als für andere.

Konzentriert man sich jetzt auf diese Zinskosten, durch welche potentielle
Transaktoren an der Durchführung an sich möglicher Transaktionen gehindert
werden, dann kann man feststellen: Hier fungieren die Zinsen, die für geliehe-
nes Geld gezahlt werden, als prohibitive Kostenschranke für die Ausführung
von Transaktionen, welche an sich (in realen Größen) durchaus wechselseitig
profitabel wären. Weil nun, wie gezeigt, Transaktionen ohne die Verwendung
von Geld praktisch unmöglich sind und weil die Zinsen für ein Geld gezahlt
werden, das zur Vermittlung von Transaktionen verwendet wird, muß man
auch die Geldzinsen womöglich als eine neue Form von Transaktionskosten
ansehen, welche wiederum in einer Tauschwirtschaft nicht existiert.

Es ist nochmals lehrreich, sich bewußt zu machen, daß die Geldzinsen hier
in keiner Weise als »Kapital«kosten erscheinen. Die Transaktoren zahlen
Zins nicht für Finanz»kapital«, sondern dafür, daß sie das Geld zur Abwick-
lung von Transaktionen verwenden können, und zwar ohne Rücksicht dar-
auf, für welche Zwecke das geliehene Geld ausgegeben wird. So muß man
Zinsen nicht nur für Finanzkapital zahlen, das zum Erwerb von Investitions-
gütern verwendet wird, sondern auch für geliehenes Geld, welches für Kon-
sumzwecke, zur Umschuldung oder auch zur Finanzierung eines Begräbnis-
ses gebraucht wird. Noch einmal: Es war bisher nicht nötig, die Bezeichnung
oder den Begriff »Kapital« zu verwenden, um die einschlägigen Vorgänge zu
begreifen und zu beschreiben.
2.3.6 Transaktionskosten bei neu emittiertem Geld
Geld erspart offenbar nicht nur Kosten, sondern es verursacht auch eine
neuartige Form von Transaktionskosten, nämlich Zinsen für geliehenes
Geld. Diese neuartigen Kosten lassen sich am besten veranschaulichen,
wenn man die Geldschöpfung betrachtet, bei welcher Geld auf dem Kredit-
wege neu geschaffen und ausgegeben (emittiert) wird.

Nehmen wir also an, innerhalb einer Tauschwirtschaft soll eine Zentral-
bank eingerichtet werden, um Banknoten zu drucken und in den Verkehr zu
bringen. Solches neu emittiertes Geld wird normalerweise nicht an die Men-
schen verschenkt, sondern von der Bank an Kreditnehmer verliehen, die
Geld brauchen, um damit bei ihren Transaktionen Informations- und Trans-
aktionskosten zu sparen. (Dieses idealisierte Modell für die Emission von
Geld entspricht der Wirklichkeit sowohl darin, daß das wirkliche Bankensy-
stem Geld im Wege von Krediten schafft, als auch darin, daß das so emittierte
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Geld ebenso Zinsen einbringt wie Privatkredite von privaten Sparern.) Der
Vollständigkeit halber nehmen wir noch an, daß unsere potentiellen Konsu-
menten und Produzenten schon genauestens über die Vorteile informiert
sind, die das Geld mit sich bringt, und daß die Bank genau weiß, was sie tun
muß, um ein stabiles, funktionierendes Geldwesen in Gang zu bringen und
aufrecht zu erhalten.

Wenn jetzt Konsumenten und Produzenten Darlehen aufnehmen, um das
Geld für Güter auszugeben, müssen sie zweierlei in Betracht ziehen:
– erstens die Vorzüge, die darin liegen, daß man jetzt Güter verkaufen und

kaufen kann, statt sie mühsam zu tauschen, und 
– zweitens, daß sie für das Geld, mit dem sie Transaktionskosten sparen

wollen, Zinsen zahlen müssen.
Mit Geld können sie ihre Transaktionen kostengünstig abwickeln. Aber die
Vorteile hieraus werden durch die Kosten verringert, die von der Beschaf-
fung des Transaktionsmittels »Geld« herrühren. Einerseits also verbilligt
Geld die Güter, weil sie mit weniger Aufwand erlangt werden können. Ande-
rerseits aber verteuert es sie auch wieder, weil man zu ihren Preisen die je-
weiligen Zinsausgaben hinzurechnen muß. Somit fahren Individuen, die das
Geld benutzen, insgesamt nur dann besser als in der Tauschwirtschaft, wenn
der Gewinn aus der Einsparung von physischen Tauschkosten nicht durch
die neuartigen pekuniären Transaktionskosten, die wir »Zins« nennen, auf-
gezehrt wird. Noch schlimmer ist die Wirkung, wenn die Individuen durch
die hohen Zins- bzw. Renditebarrieren vom Erwerb oder der Nutzung von
Gütern überhaupt abgeschreckt oder abgehalten  werden.

Diese neuartigen Transaktionskosten und Transaktionsbarrieren sind in
der Tauschwirtschaft unbekannt. Ebenso unbekannt sind dort auch die Bank,
die Geld ausgibt, und vor allem die Gewinne der Bank aus ihrem Geldausga-
begeschäft. Da nämlich die Kosten, die bei der Herstellung und der Ausgabe
des Geldes anfallen, im Vergleich zu den der Bank zufließenden Zinsen ver-
hältnismäßig gering sind, macht die Bank Profite aus ihrer Geldschöpfung:
»Seigniorage« in der Form eines »return over cost« bei dem Emissionsge-
schäft. 

So haben wir schließlich in der Geldwirtschaft nicht nur neuartige Trans-
aktionskosten, sondern auch neuartige Profite, und zwar Profite, die fast ge-
nau den neuartigen Kosten korrespondieren. Genau genommen bringt also
das Geld neuartige Transferströme mit sich, mämlich Abströme (Kosten)
und Zuströme (Erträge), durch welche die Transaktoren belastet und die Gel-
demittenten subventioniert werden. Die Emissionsbank profitiert einfach
davon, daß die Menschen Transaktionsbedürfnisse haben und daß ihnen das
Geld dabei mehr Kosten erspart und mehr Nutzen bringt, als die Herstellung
und Ausgabe dieses Geldes bei der Bank kostet.
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2.3.7 Zinsen als Transaktionsschranken
Zinsen erhöhen die Transaktionskosten und fungieren dadurch als Transakti-
onsschranken. Die gilt auch insoweit, wie Produzenten ihre Finanzkapitalko-
sten über die Preise auf die Letztabnehmer abwälzen können: Höhere Preise
wirken hemmend oder abschreckend auf den Erwerb der betroffenen Güter.
Es handelt sich um in den Preisen versteckte Transaktionskosten mit entspre-
chenden Bremswirkungen für die Transaktionen in den betroffenen Gütern.

Während Geld als solches den Bereich profitabler Transaktionen ausweitet,
wirken die Zinskosten in genau entgegengesetzter Richtung. Selbst wenn die
Bank ihre Gewinne an den Fiskus abführt, so daß mit dem Geld Staatsausga-
ben finanziert werden, können diese zusätzlichen Staatsausgaben keinen
Ausgleich für all diejenigen Transaktionen abgeben, die vorher steckenblei-
ben, weil und soweit die Betroffenen es nicht mehr für profitabel erachten, auf
der Grundlage von Geld Transaktionen abzuwickeln, deren Zinskosten die
Güter für sie zu teuer werden lassen.

Hier also wird unsere Eingangshypothese, nach der das herkömmliche
Geld signifikante Mängel aufweist, bestätigt: Weil Geld eben gerade nicht
nur Kosten erspart, sondern neuartige Transaktionskosten verursacht, die
den Bereich profitabler Transaktionen wiederum beschränken, ist unser
Geldsystem suboptimal. Es ist genau darin ineffizient, daß es neuartige,
funktionswidrige Kosten einerseits und Gewinne andererseits verursacht.
2.3.8 Inkongruenz von Geldnutzen und Geldkosten
Wer geliehenes Geld ausgibt, erhält dafür die begehrten Güter. Dadurch be-
kommen auch die Verkäufer dieser Güter Geld, und auch sie können als Käu-
fer anderer Güter auftreten. So erhalten weitere Individuen Geld und können
wiederum in die Rollen von Käufern schlüpfen. . . . So setzt das Geld, das sich
der erste in der Reihe von der Bank beschafft hat, ganze Transaktionsketten in
Gang. Er befähigt alle anderen Glieder dieser Kette dazu, das Geld zur effizi-
enten Abwicklung ihrer jeweiligen Transaktionen zu verwenden: Er produ-
ziert »positive externe Effekte« durch jenes Geld, dessen ursprüngliche Geld-
beschaffungskosten er allein trägt. Während er nämlich die Zinskosten,  die
von dem neuausgegebenen Geld herrühren, weiter mit sich herumschleppt
und von seiner Geldaufnahme nur ein einziges Mal profitiert, nämlich bei der
Abwicklung der von ihm geplanten Transaktion, genießen alle anderen Glie-
der in der Kette die Vorzüge dieses Geldes, ohne mit entsprechenden Kosten
belastet zu sein. So ergibt sich eine Inkongruenz, was die Allokation der Geld-
beschaffungskosten einerseits und des Transaktionsnutzens des beschafften
Geldes andererseits betrifft.
2.3.9 Geldschöpfung und Geldvernichtung
Wenn das Darlehen der Emissionsbank fällig wird und der Leiher sein Geld
zurückzahlen muß, muß er dieses Geld irgenwo abziehen und ist dementspre-
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chend daran gehindert, es für Güter auszugeben. Ebenso wie er ursprünglich
durch Beschaffen und Ausgaben von Geld ganze Transaktionsketten in Gang
gesetzt hat, unterbricht er jetzt Transaktionsketten, die bei ihm ankommen. Das
Geld, das er an die Bank zurückzahlt, verschwindet vom Markt. Die Transakti-
onsketten, die weiterliefen, wenn er sein Geld ausgäbe, anstatt es zurückzuzah-
len, kommen wegen Geldmangels zum Stillstand.

In der Geldtheorie wird die Emission von Geld auch »Geldschöpfung« ge-
nannt. Dementsprechend bezeichnet man das Verschwinden von Geld von
den Märkten und sein Verschwinden in den Geldschränken des Bankensy-
stems »Geldvernichtung«, auch wenn das Geld nicht verbrannt oder sonst
physisch vernichtet wird. Denn Geld, das vom Markt verschwunden ist und
nicht länger als Transaktionsmedium dient, ist ein »Nichts« insofern, als es
den Transaktoren auf den Märkten nicht mehr länger zur Ersparnis von
Transaktionskosten dient.

3.  Herkömmliches »Sparen und Investieren«
3.1 »Geld« im Gegensatz zu »Kapital«

Wiederum gilt es zu beachten, daß die Zinsen, die für neu geschaffenes Geld
gezahlt werden, weder mit »Kapital« noch mit »Sparen« etwas zu tun haben.
Die Bank, die das Geld druckt und ausgibt, »spart« gar nichts. Insbesondere
opfert sie keinen Gegenwartskonsum für mehr Zukunftskonsum, sondern sie
druckt einfach Noten und emittiert sie. Und wer sich von der Bank frischge-
schaffenes Geld leiht, bekommt nicht etwa so etwas wie »Kapital«. Er be-
sorgt sich nur Geld für Transaktionszwecke, und genau dafür zahlt er Zinsen.
Gibt er das Geld hinterher für Investitionsgüter aus, also für »physisches Ka-
pital«, um die Produktivität seines Unternehmens zu erhöhen, dann rührt
diese Zunahme an unternehmerischer Effektivität daher, daß er mit Hilfe des
Geldes befähigt wurde, sich die Investitionsgüter im Wege von Transaktio-
nen zu besorgen. Also handelt es sich bei den Kosten, die er sich in Form von
Zinsen für Transaktionsgeld aufgebürdet hat, nicht um »Kapitalkosten«,
sondern um »Transaktionskosten«. 

Für den »Investor« freilich, der das geliehene Geld für Produktionsmittel
ausgibt, erscheinen die Geldbeschaffungskosten als in irgendeiner Weise
verbunden mit dem, was er mit dem Geld tut. Dementsprechend sieht es für
ihn so aus, als handle es sich um Kosten der Güter, die er sich gekauft hat.
Aber man verwechselt Ursache und Wirkung, wenn man terminologisch als
»Kapitalkosten« verkleidet, was in Wahrheit Geldbeschaffungskosten und
als solche in Wahrheit Transaktionskosten sind. Diese Verwechslung führt
zu verhängnisvollen Irrtümern  in der ökonomischen Theorie.
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3.2 Überwindung der alten Denkgewohnheiten

An dieser Stelle könnte man geneigt sein zuzugeben, daß die Zinsen, die für
frisch geschaffenes Geld bezahlt werden, tatsächlich so, wie eben beschrie-
ben, als Transaktionskosten aufgefaßt werden müssen. Aber man ist ebenso
geneigt einzuwenden, daß die anderen Zinsen, die private Sparer für ihre Er-
sparnisse erhalten und die von privaten Investoren dafür bezahlt werden, als
eine Prämie für Konsumverzicht auf seiten des Sparers und als die Kosten
von Finanzkapital auf seiten des Investors aufgefaßt werden müssen. Allem
Anschein nach nämlich machen in diesem Falle die monetären Ressourcen,
die nicht konsumiert werden, die Produktion effektiver. Hier scheint die her-
kömmliche Ansicht zuzutreffen, daß die Zinsen den Gleichgewichtspreis
zwischen privaten Ersparnissen einerseits und der Produktivität des Kapitals
andererseits darstellen.

Doch auch in diesen Fällen muß man sich der Tatsache bewußt sein, daß
die physischen Produktionsmittel, welche die Produktivität erhöhen, nicht
etwa durch das »Finanzkapital« geschaffen werden. Vielmehr befähigt das
geliehene Geld den »Investor« nur dazu, die Transaktionen abzuwickeln,
durch welche er sich die benötigten Investitionsmittel beschafft. Wir müs-
sen erkennen: Es gibt Investoren, die Produktionsmittel benötigen, und es
gibt andere, die eben diese Produktionsmittel anbieten; aber diese Nach-
frager und Anbieter von Produktionsmitteln haben keine Chance, Verträge
abzuschließen und Transaktionen abzuwickeln, es sei denn, eine Bank
oder Dritte versorgen sie mit Geld. Auch hier also erscheint Geld als der
Transaktionskatalysator, welcher die Verkäufer und Käufer der betroffenen
Produktionsmittel zusammenbringt. Fehlt ihnen jedoch das Geld, so be-
deutet das, daß ihre an sich möglichen und profitablen Transaktionen we-
gen der Mängel im monetären Transaktionssystem gewissermaßen stecken
bleiben.

Dementsprechend muß man sich auch bewußt sein, daß wir privates
»Sparen« als etwas auffassen, was es normalerweise nicht ist, so daß wir
uns durch die Terminologie und ihren assoziativen Gehalt irreführen las-
sen. Und in der Tat begegnen wir auf dieser Stufe unserer Untersuchung
der schwersten Form dessen, was oben unter dem Stichwort »Widerstand
in den Köpfen« angesprochen worden war, nämlich der Tatsache, daß die
Schwierigkeiten nicht in den neuen Gedanken liegen, sondern darin, den
alten zu entkommen (Keynes).

Wir müssen hier tabula rasa im wörtlichen, aristotelischen Sinne machen,
nämlich versuchen, ohne Rücksicht auf das zu denken und zu begreifen, was
und wie wir im Bereiche von »Sparen und Investieren« zu denken und zu be-
greifen gewohnt sind. Um uns selbst zu befreien, müssen wir sogar mit unse-
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ren Gedanken gegen den Strom alles dessen ankämpfen, was in diesem Be-
reiche als selbstverständlich gilt. Denn wenn es hier wirkliche Täuschungen
gibt, die uns die Sicht verbauen und uns hindern, die Fehlerhaftigkeiten des
Geldsystems einzusehen, dann haben wir keine Chance, uns von den Irrtü-
mern zu befreien, es sei denn, es gelingt uns, von den Grundlagen her neu zu
denken.

In diesem Sinne »elementar« zu denken und zu begreifen, läuft darauf hin-
aus, die Sprache und die Konzepte der modernen Transaktionskostenökono-
mie anzuwenden: einerseits »Transaktionen« und andererseits »Geld« als das
entscheidende Instrument dafür, die »Transaktions- und Informationskosten«
zu senken. Die altehrwüdige Formulierung, wonach Zinsen die »Abstinenz«
von Konsumenten und die »Produktivität« von »Kapital« ins Gleichgewicht
bringen, knüpft an weniger präzise Gedanken an und verbindet zudem psy-
chologische Eigenschaften von Menschen mit physikalischen Eigenschaften
von Gütern, anstatt sich jener Transaktionen und ihrer Kosten anzunehmen,
welche durch die psychologischen und physikalischen Faktoren beeinflußt
werden. Außerdem ist z.B. nicht klar, wer denn überhaupt der »Investor« ist: der
Sparer, wenn er sein Geld verleiht, oder der Unternehmer, wenn er das geliehe-
ne Geld ausgibt? Vor allem aber betrifft die herkömmliche Formulierung nur ei-
nen Spezialfall: Sein Geld nicht auszugeben, das hat oft andere Gründe als nur
den, im Augenblick schmerzlichen Konsumverzicht zu leisten. Zusätzlicher
gegenwärtiger Konsum kann z.B. Übelkeit oder andere Kosten verursachen,
statt nur als angenehm empfunden zu werden. Dann ist es profitabel, wenn man
Geld halten kann, statt zum Konsum genötigt zu sein oder auf weitere Ansamm-
lung von Werten überhaupt verzichten zu müssen. Denn kostenlose Geldhal-
tung ist profitabler als die Nutzung von Gütern, deren marginale Kosten ihren
marginalen Nutzen übersteigen.

Das Verleihen von Geld und das Borgen von Geld stellen einen zweiseitigen,
reziproken Vorgang dar, eine Art Schnittpunkt, in dem sich zwei Serien von öko-
nomischen Aktionen zu einer Interaktion treffen, die sowohl auf der Seite des
Verleihers wie auch auf der Seite des Entleihers sehr unterschiedliche Motive
haben kann: Die Zinsen für verliehenes Geld können verlangt werden ohne
Rücksicht darauf, welche Motive der Verleiher für seine Entscheidung »nicht
ausgeben, sondern verleihen« hat. Und die Zinsen muß der Entleiher ohne
Rücksicht auf die Zwecke bezahlen, für die er sich das Geld leiht.

In jedem Falle aber sieht der Verleiher davon ab, sein Geld im Zuge von
Gegenwartstransaktionen auszugeben, und der Entleiher besorgt sich das
Geld in der Regel, weil er es für die Abwicklung gegenwärtiger Transaktio-
nen braucht. Jener entscheidet sich gegen, dieser für reale Transaktionen.
Man hat es also beim Geldverleih auf der Seite des Verleihers mit der Absti-
nenz von oder auch Flucht vor Gegenwartstransaktionen und auf der Seite
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des Entleihers mit dem Bedarf an solchen gegenwärtigen Transaktionen zu
tun.

3.3 »Sparen« als Quasi-Vernichtung von Geld

Dem Verleihen des Geldes geht voraus, daß es vom Verleiher nicht ausgege-
ben wird. Herkömmlicherweise allerdings bedeutet »Sparen« nicht nur, daß
jemand sein Geld nicht ausgibt, sondern auch, eines der möglichen Motive
dafür, daß er nämlich gegenwärtigen Konsum »opfert«, um mehr zukünfti-
gen Konsum zu erlangen. Dabei geht es um die psychologische Neigung zum
Opfer an Gegenwartskonsum zugunsten des Zukunftskonsums, – eine Nei-
gung, bei der ein unersättlicher Hunger nach Gegenwartskonsum  unterstellt
wird (»Zeitpräferenz«), der psychologisch nur überwunden wird durch einen
noch größeren Hunger nach noch mehr Zukunftskonsum.

An dieser Stelle jedoch geht es nicht um die psychologischen Anreize, die im
Grenzfall ihren Einfluß auf die Entscheidungen der Individuen ausüben, son-
dern um Transaktionen und um das Transaktionsmittel »Geld«. Welches auch
immer seine Motive sein mögen, der herkömmliche »Sparer« gibt sein Geld
nicht aus, sondern hält es einstweilen zurück. In Kategorien der Transaktionsö-
konomie: Er sieht ab von Gegenwartstransaktionen. Da jedoch alle Transaktio-
nen definitionsgemäß wenigstens zwei Transaktionspartner mit einbegreifen,
bedeutet die Transaktionsabstinenz des einen, der sein Geld nicht ausgibt, daß
sein potentieller Transaktionspartner ebenfalls von einer an sich ins Auge ge-
faßten Transaktion absieht oder vielmehr sogar abgehalten wird. Dabei ruht das
Geld, das ein Transaktor ursprünglich einmal von der Emissionsbank beschafft
hat und für welches er weiterhin die Kosten trägt, jetzt friedlich in der Kasse oder
im Safe eines Nichttransaktors, der sein Geld »spart«, bevor er es anderweitig
verwendet, z.B. für noch mehr Zukunftsgeld.

Freilich hindert auch in einer Tauschwirtschaft eine Person, die von einem
geplanten Tauschgeschäft absieht, ihren potentiellen Tauschpartner daran,
das Geschäft durchzuführen. Dieses Zurückhalten eines Tauschgutes in der
Tauschwirtschaft wirkt sich jedoch nur auf das eine Tauschgeschäft mit dem
einen potentiellen Partner aus, der dann auch das von ihm angebotene Gut
nicht los wird. In der Geldwirtschaft dagegen unterbricht ein einziger poten-
tieller Käufer, der sein Geld nicht ausgibt, womöglich ganze Transaktionsse-
rien, die er in Gang setzte, wenn er nur damit fortfahren würde, sein Geld,
das er beim Verkauf erlangt hat, im Zuge eines Kaufes weiterzugeben.

Ein herkömmlicher »Sparer« blockiert also diejenigen Transaktionsserien,
die in Gang kämen, wenn er sein Geld ausgäbe. Er blockiert sie für die Dauer,
während derer er sein Geld spart und festhält, anstatt es auszugeben: Er produ-
ziert »negative externe Effekte« bei anderen, die darunter leiden, ihre Güter
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nicht verkaufen zu können, weil sie darin behindert werden, sich durch Verkauf
Geld zu beschaffen. Der »Sparer« in seiner Rolle als »Nichtkäufer«, der sein
Geld zuzückhält, bewirkt, daß dieses Geld von den Märkten verschwindet. Ein
solches Verschwinden des Geldes von den Märkten und seine anderweitige
Aufbewahrung wird üblicherweise als »Vernichtung« von Geld bezeichnet,
wenn das Geld in den Tresoren der Emissionsbank (oder einer anderen Bank)
verschwindet (oben 2.3.9). Hier aber, wo private »Sparer« das Geld von den
Märkten abziehen, sind die Wirkungen die gleichen. Diese »Sparer« verhalten
sich wie kleine private Quasi-Banken, die das bei ihnen eintreffende  Geld für ei-
ne Weile zerstören, indem sie es bei sich verschwinden lassen.

3.4 »Geldverleih« als Quasi-Emission von Geld

Herkömmliche »Sparer« bewahren freilich normalerweise keine sehr großen
Geldbeträge bei sich auf; denn es entgehen ihnen dann ja die Zinsen. Vielmehr
verleihen sie ihr Geld wieder an andere. Damit erscheint ihr Geld wieder auf den
Märkten für Realgüter, und die Unterbrechung des Geldumlaufs findet ihr Ende.
Allerdings geben die Sparer ihr Geld nicht selbst für Realgüter aus. Sie stoßen
nicht selbst neue Transaktionsserien an. Indem sie ihr Geld verleihen, befähigen
sie nur andere, an ihrer Stelle Transaktionen abzuwickeln und Transaktionsseri-
en anzustoßen. Das kostet die anderen den Zins.

Und wiederum gilt es zu bedenken, daß die Einführung von Geld in die
Märkte für Realgüter »Geldschöpfung« oder »Geldemission« genannt
wird, wenn das Geld von der Emissionsbank (oder einer anderen Bank)
kommt. Falls nun, wie in unserem Beispiel, private Sparer das Geld durch
Kredite wieder auf die Märkte bringen, sind die Wirkungen wiederum die
gleichen wie bei der ursprünglichen Emission des Geldes. Diese privaten
Verleiher verhalten sich auch hier wieder wie kleine private Quasi-Banken,
die das Geld, das sie zuvor von den Märkten abgezogen und »vernichtet«
haben, nunmehr wieder für die Dauer der von ihnen gegebenen Darlehen
emittieren. Und so wie die Emissionsbank von Zinserträgen, die die Ko-
sten des Emissionsgeschäfts übersteigen, profitiert, so profitieren die
»Sparer« in ihrer Rolle als Quasi-Banken davon, daß ihre Zinserträge we-
sentlich höher sind als die Kosten, die ihnen das Geschäft verursacht, das
daraus besteht, daß sie ihr Geld nicht ausgeben, sondern verleihen. Diese
privaten Sparer in ihren Rollen als Quasi-Banken streichen eine Quasi-
Seigniorage aus ihrer Quasi-Emission des von ihnen quasi-vernichteten
Geldes ein.

Die Prozedur des Sparens im Sinne von »Verleihen statt Ausgeben« ist
schon als solche profitabel; und sie fungiert ohne weiteres als künstlicher
Anreiz für die Individuen, auf Gegenwartskonsum zu verzichten (also Ge-
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genwartstransaktionen aufzuschieben). Das erklärt auch, woher der Zu-
wachs an voraussichtlichem Einkommen kommt, der die Individuen dazu
anreizt, mehr zu sparen als sie ohne den Profitmechanismus des »Verlei-
hens statt Ausgebens« sparen würden. Die Zinsen haben also ihren Ur-
sprung gerade nicht darin, daß zugunsten von Zukunftskonsum auf Gegen-
wartskonsum verzichtet wird, sondern umgekehrt: Die Geldwirtschaft
bietet den Individuen die profitable Seigniorage aus »Verleihen statt Aus-
geben« an und verleitet sie auf diesem Wege gewissermaßen künstlich da-
zu, wegen der Zinsen Gegenwartskonsum für mehr Zukunftskonsum zu
opfern. Nicht die Zeitpräferenzen sind der Grund für die Zinsen, sondern
die Zinsen sind der Grund für eine Verfälschung der Zeitpräferenzen.

4. Die strukturelle Nichtneutralität des Geldes

4.1 »Verleihen statt Kaufen« versus »Borgen statt Verkaufen«

Dem Geld werden üblicherweise zwei wesentliche Funktionen zugeschrie-
ben, nämlich die Tauschmittelfunktion und die Lagerhaltungsfunktion (oben
2.3.1). Inzwischen jedoch hat sich gezeigt, daß Geldhaltung (im Sinne von
»Nichtausgeben«) bedeutet, daß das Geld von den Märkten abgezogen und
Transaktionsserien blockiert werden: »private Quasi-Zerstörung von Geld«.
Es hat sich ebenso gezeigt, daß das Verleihen von Geld bedeutet, daß man
vermittels dieser Macht zur Geldblockade anderen Transaktoren Transakti-
onskosten auflädt und davon profitiert. Das geschieht jedesmal, wenn je-
mand den Profitmechanismus »Verleihen statt Kaufen« anwendet: private
Quasi-Emission von Geld mit privater Quasi-Seigniorage.

Die Option des Geldhalters, vom »Verleihen statt Kaufen« zu profitieren,
setzt jedoch voraus, daß er sein Geld nicht für dringende eigene Transaktio-
nen braucht. Die Voraussetzung ist erfüllt, sobald jemand entbehrliches Geld
zur Verfügung hat. Sie ist nicht erfüllt bei bedürftigen Menschen, die das
Geld entweder für den Kauf eigener Konsumgüter oder dafür brauchen, Gü-
ter zu produzieren, die sie verkaufen wollen, um davon zu leben. Somit bietet
das  heutige Geldsystem den gesättigten und saturierten Menschen die Opti-
on, die Transaktionen der Hungrigen und noch Strebsamen zu blockieren
und von dieser Blockade zu profitieren. Es stattet die Wohlhabenden, die
schon Reichtum besitzen, mit der zusätzlichen Möglichkeit aus, von dem
Spiel »Verleihen statt Kaufen« zu Lasten der Ärmeren zu profitieren: Und
die Option dazu steht diesen Wohlhabenden vollkommen frei. Sie entschei-
den dabei nur zwischen dem geldlichen Profit einerseits und den Annehm-
lichkeiten des Geldes andererseits.

Den anderen aber, die wirklich noch bedürftig sind und deshalb auch Trans-
aktionsbedarf haben, wird durch die überlieferte Geldordnung die reziproke
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Rolle im Transaktionsverfahren zugespielt, nämlich die Rolle des Geldlei-
hers, der sich für »Borgen statt Verkaufen« entscheiden muß. Diese Bedürfti-
gen werden durch ihre Bedürfnisse mehr oder weniger dazu genötigt, sich
Geld zu leihen. Bei ihnen geht es nicht um die Wahl bloß zwischen zwei An-
nehmlichkeiten, nicht nur um hypothetische »Opportunitätskosten«, sondern
sie kalkulieren echte Zinskosten, die sie sich aufbürden. Das Spiel ist für sie so
kostspielig, wie es für die Reichen einträglich ist.

Das profitable »Verleihen statt Kaufen« auf seiten des Kapitals einer-
seits und das kostspielige »Borgen statt Verkaufen« auf seiten der Konsu-
menten und Produzenten (Transaktoren) anderseits stehen in einem rezi-
proken Verhältnis zueinander. Diese reziproke Struktur von Profiten für
das »Kapital« einerseits und von Kosten für die Transaktoren andererseits
repräsentiert exakt die Asymmetrie oder Nichneutralität des Geldes. Der
Verleiher beutet die Transaktionsbedürfnisse und – eben dadurch!– die
physischen Bedürfnisse sowie  die ökonomischen Aktivitäten der Borger
von Geld aus, – und zwar nicht etwa dadurch, daß er letztere »mit Finanz-
kapital versorgt«, sondern, indem er seine Blockade ihrer Transaktionen
für eine Weile aussetzt und ihnen vorübergehend das allgemeine Kommu-
nikationsmittel »Geld« freigibt.

Auf diese Weise bewirkt das Geld, daß die Armen, die Bedürftigen und die
wirtschaftlich Aktiven für den Überfluß der Reichen, der Satten und der
Untätigen sorgen. Und es zeigt sich, inwiefern das überlieferte Geld nicht
nur ökonomisch ineffizient, sondern auch ungerecht und unfair ist.

4.2 Terminierungsfreiheit der Geldbesitzer versus
Terminierungsunsicherheit der Transaktoren

In einer Tauschwirtschaft müssen die Transaktoren im Tauschvertrag dar-
über entscheiden, zu welchem Zeitpunkt sie die Leistung des jeweils anderen
bekommen sollen. So weiß jeder, wann er leisten muß und wann er seine Lei-
stung bekommt. In der Geldwirtschaft jedoch muß der Verkäufer sich bei
Vertragsschluß noch nicht darüber entscheiden, was es zu welchem Zeit-
punkt für das erlangte Geld kaufen will. Er muß sich nicht einmal über den
Zeitpunkt, an dem er das jetzt erworbene Geld später überhaupt auszugeben
wünscht, entscheiden. Er darf in jeder Hinsicht unentschlossen bleiben.
Denn mit dem Geld erwirbt er Terminierungsfreiheit für seine Nachfrage: Er
kann nicht nur über die Güter, über die Partner und über die Orte seiner
Nachfrage entscheiden, sondern vor allem auch über den Zeitpunkt. Daraus
resultiert eine reziproke Terminierungsunsicherheit auf seiten aller anderen,
die Güter anbieten und dafür Geld nachfragen.
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So ist mit der Terminierungsfreiheit des Geldhalters unausweichlich die
Terminierungsunsicherheit derer, die Sachgüter anbieten, verbunden. Die
Chancen und Annehmlichkeiten des Geldhalters sind zugleich die Risiken
und Kosten der Transaktoren, die ohne das in das Belieben des Geldhal-
ters gestellte Geld ihre Transaktionen untereinander nicht abwickeln kön-
nen.

Alles dies zeigt wiederum, daß das Geld eine asymmetrische Verteilungs-
struktur in die Wirtschaft hineinträgt: Wer es sich leisten kann, Geld festzu-
halten und zu verleihen, anstatt gezwungen zu sein, es für Produktions- oder
Konsummittel auszugeben, der wird zusätzlich mit den wertvollen Freihei-
ten des Geldes belohnt, während die anderen gleichzeitig mit Risiken und
Kosten belastet werden. Das läuft auf eine Art von stetigem Strom oder
Transfer von Geldern hinaus, welche von den Bedürftigen und Fleißigen, die
die Kosten tragen, hinströmt zu den Satten und Trägen, bei denen die Erträ-
ge eintreffen.

4.3 Die Produktion von und die Profite aus monetärer Liquidität 

Wenn niemand Geld annimmt, ist es wertlos für Transaktionen. Geld fungiert
nur als Geld, wenn jedermann zuverlässig erwarten kann, daß jedermann das
Geld als Medium für ökonomische Transaktionen ausgibt und annimmt. Es
genügt daher nicht, daß irgendeine Behörde oder Bank Geld als technisches
Zahlungsinstrument ausgibt. Banknoten und Münzen erlangen ihre Liquidität
erst dadurch, daß sie ganz allgemein als Geld verwendet werden.

Man kann das auch so ausdrücken: Das Geld erhält seine ökonomische Li-
quidität nicht dadurch, daß eine Bank es emittiert, sondern dadurch, daß die
Transaktoren Gebrauch davon machen. Geldliche Liquidität wird also pro-
duziert durch die Aktivität der Transaktoren, die es benutzen. Die Transakto-
ren sind die Produzenten der monetären Liquidität.

Eben diese Liquiditätsproduktion wird jedoch unterbrochen, wenn einzel-
ne Marktteilnehmer das Geld nicht annehmen oder wenn sie es nicht für ei-
gene Transaktionszwecke ausgeben. Und wiederum profitiert genau derjeni-
ge, der den Prozeß der Produktion monetärer Liquidität unterbricht: z.B.
wenn er, statt sein Geld auszugeben, seine Terminierungsfreiheit genießt,
oder wenn er sich für die profitable Option »Verleihen statt Kaufen« ent-
scheidet. So profitiert der Geldhalter und der Geldverleiher davon, daß die
anderen die Liquidität des Geldes überhaupt erst hervorbringen. Deren Ko-
sten sind Gewinne; deren negative externe Effekte sind seine positiven inter-
nen Effekte.
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5. Zinsfreies Geld: Das Netzwerk Neutrales Geld
– Die Finanzinnovation NeuMoNe –

Bis hierher mußten wir das herkömmliche Geld mit seinen Wirkungen sorg-
fältig und anschaulich analysieren, um zu erkennen, inwiefern es tatsächlich
ineffizient und ungerecht ist. Jetzt ist die Zeit gekommen um zu zeigen, daß
man sich mit dem herkömmlichen Geld nicht mehr länger wie mit einem un-
veränderlichen Schicksal oder Verhängnis abfinden muß. Neutrales Geld ist
denkbar und machbar, und zwar als »Netzwerk neutrales Geld«: »Neutral
Money Network« (NeuMoNe).

5.1 Das Liquiditätskostenkonzept

Es gibt verschiedene Wege, dieses neutrale Geld zu erklären. Besonders auf-
schlußreich ist es, wenn man bei den Optionen und Freiheiten ansetzt, die das
Geld dem Geldhalter vermittelt. Diese Freiheiten und Annehmlichkeiten des
Geldes hat man in der Ökonomie mit verschiedenen Namen bezeichnet, die al-
le recht gut geeignet sind, das Phänomen zu veranschaulichen, mit dem wir es
zu tun haben: »Annehmlichkeiten«, »Liquiditätsprämie«, »Gelddienste«,
»Ertrag und Kassehaltung«, »Produktive Dienste des Geldes«, »Geldhal-
tungsnutzen«.

Alle diese Vorzüge des Geldes ergeben sich aus seiner einzigartigen Fähig-
keit, als generelles Transaktionsmedium zu dienen sowie aus den damit ver-
bundenen Sicherheiten und Chancen. Doch eben diese Transaktionsfunktion
des Geldes wird dadurch unterminiert, daß das Geld die soeben beschriebe-
nen Annehmlichkeiten und Dienste gerade dann kostenfrei vermittelt, wenn
man es in der Kasse festhält und daran hindert, seine Transaktionsfunktion
zu erfüllen. Diese kostenfreie Macht, durch Zurückhaltung des Geldes ganze
Transaktionsserien zu blockieren und von dieser Möglichkeit zu profitieren,
macht das Geld ineffizient bzw. suboptimal in bezug auf seine Transaktions-
funktionen. Gerade weil das Geld das Transaktionsmittel schlechthin ist,
eignet es sich zur Pfründe, mit welcher der Transaktionsbedarf der Men-
schen ausgebeutet werden kann.

Die wertvollen Gelddienste verführen die Individuen dazu, Geld zu halten
oder zu verleihen, anstatt es für wertbeständige oder andere Güter auszugeben.
Wenn man sich also Gedanken darüber macht, die Dysfunktion des Geldes zu
verringern und seine Effizienz zu verbessern, dann gilt es, den oben erwähnten
Verteilungseffekt des Geldes zu beseitigen oder zu neutralisieren, kraft dessen
die Geldhalter den Nutzen und die etwaigen Erträge aus Geldverleih haben,
während die anderen mit den Risiken und Kosten belastet werden.

Da die Ursachen des Verteilungseffektes, nämlich die Liquiditätsdienste des
Geldes, nicht beseitigt werden können, ohne daß man das Geld selbst abschafft,
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kann sich die Strategie nur darauf richten, den ökonomischen Effekt der wert-
vollen Gelddienste zu kompensieren, und zwar auf eine extrem einfache Wei-
se. Wenn nämlich das Problem darin besteht, daß das Geld seine Gelddienste
kostenlos erbringt, dann lassen sich die einschlägigen Effekte schlicht und ein-
fach dadurch kompensieren, daß dem Geld Kosten angeheftet werden, die ge-
nauso lästig sind, wie seine Chancen und Annehmlichkeiten nützlich und öko-
nomisch wertvoll sind.

Das Konzept des neutralen Geldes läuft daher einfach darauf hinaus, daß
dem Geld »Durchhaltekosten« oder »Lagerhaltungskosten« angeheftet wer-
den müssen, um seinen Liquiditätsnutzen auszugleichen. Geldguthaben
müssen mit Liquiditätskosten von solcher Höhe verbunden sein, daß die
Grenzkosten den Grenznutzen der Geldhaltung kompensieren. Die elemen-
taren Formeln, die dieser Idee zugrunde liegen, kann man schon im 17. Kapi-
tel der Allgemeinen Theorie von John Maynard Keynes finden. Keynes näm-
lich hat den Effekt solcher Durchhaltekosten schon im einzelnen erörtert. Er
hat sogar mäßige Lagerhaltungskosten auf Liquidität in seine Vorschläge für
den Internationalen Währungsfonds aufgenommen.

5.2 Wettbewerb zwischen herkömmlichem und neutralem Geld

Das herkömmliche Geld erfüllt seine Transaktionsfunktionen suboptimal,
weil es bei den Transaktoren dysfunktionale Kosten in Gestalt der Geld-
zinsen zur Folge hat, nämlich Kosten, die bewirken, daß diese Transakto-
ren entweder mit Geldausgaben belastet werden oder überhaupt von an
sich möglichen Transaktionen abgehalten werden. Der Vorteil des Projek-
tes »Netzwerk Neutrales Geld« liegt also darin, daß es den Transaktoren
eine Finanzinnovation bietet, die die herkömmlichen Transaktionsfunk-
tionen des Geldes ohne weiteres, aber bei wesentlich geringeren Kosten
erfüllt. Indem den potentiellen Transaktoren monetäre Transaktionsdien-
ste angeboten werden, die preiswerter sind als die des herkömmlichen
Geldes, kann man erwarten, daß die Finanzinnovation »Netzwerk Neutra-
les Geld« sich im Wettbewerb gegenüber dem herkömmlichen Geld
durchsetzt.

Die bessere Startposition hat freilich das herkömmliche Geld. Es wird be-
reits von jederman akzeptiert, ausgegeben und als Zahlungsmittel verwen-
det. Das neutrale Geld dagegen muß erst noch eingerichtet, bekanntgemacht
und praktisch in Gebrauch genommen werden. Darüber hinaus sind die
Menschen, was das Geldsystem angeht, extrem ängstlich und konservativ.
Wie dem auch sei, jedenfalls spricht die Ausbreitung von Barter-Clubs dafür,
daß die Geld- und Finanzmärkte sogar eine Lücke für Transaktionsverfahren
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offen lassen, die in der Einführungsphase noch ineffizienter sind als die Fi-
nanzinnovation »Netzwerk Neutrales Geld«. Diese Finanzinnovation ist
nämlich vor allem darin flexibel und den Barterklubs überlegen, daß sie die
Möglichkeit bietet, neutrales Geld als Basis für herkömmliches Geld und
umgekehrt zu benutzen.

Die Startphase bleibt freilich die schwierigste, weil das neutrale Geld sei-
ne Effizienz solange nicht wirklich unter Beweis stellen kann, wie die Zahl
der Teilnehmer so gering ist, daß sie relativ hohe Kosten bei der Suche von
Partnern und entsprechend hohe Frustationskosten haben, falls sie sie nicht
finden. Aber diese Startschwierigkeiten können ganz wesentlich reduziert
werden, wenn z.B. die Stadtkämmerer der Gemeinden vor Ort ihre Bereit-
schaft erklären, im Netzwerk mitzumachen.

Die Freigeldprojekte, die im deutschen Schwanenkirchen und im öster-
reichischen Wörgl während der Depression in den 30er Jahren erfolgreich
begonnen wurden, bezeugen, daß es nicht unmöglich ist, kostentragendes
Geld einzuführen. Ganz im Gegenteil; die damaligen Projekte arbeiteten
so gut und drohten sich so schnell auszubreiten, daß sie von seiten der
staatlichen Behörden nur durch Verbot unterdrückt werden konnten. Es
handelte sich um Noten, deren Rückseite freie Felder für die Monate oder
Wochen des Jahres vorsahen, die periodisch mit Gebührenmarken zu be-
kleben waren. Den Vorwand für die Verbote lieferte die Tatsache, daß
seinerzeit Notgeldscheine verwendet wurden, was formal den Gesetzen
zuwiderlief.

5.3 Einige technische Einzelheiten

5.3.1 Neutrales Giralgeld und neutrales Papiergeld
Die Finanzinnovation »Netzwerk Neutrales Geld« arbeitet mit Giralgeld-
konten. NeuMoNe nutzt die Tatsache aus, daß die Geschäftsbanken Giral-
geld schaffen bzw. emittieren dürfen. Deshalb gibt es auch keine technischen
Probleme damit, die Teilnehmer mit den jeweiligen Liquiditätskosten zu be-
lasten. Insofern unterscheidet sich das »Netzwerk Neutrales Geld« entschei-
dend von den früheren Projekten mit kostentragendem Geld, inbesondere
von Irving Fishers berühmtem »Stamp Scrip«-Vorschlag, mit dem Fisher
1933 in den USA die Arbeitslosigkeit bekämpfen und die Wirtschaft in
Schwung bringen wollte. Denn auch das »Stamp Scrip«-Konzept beruhte auf
ähnlichen Noten wie die Projekte von Schwanenkirchen und Wörgl. Trotz-
dem kann das Buch »Stamp Scrip«, mit dem Fisher und sein damaliger Assi-
stent Cohrssen sich für kostentragendes Geld eingesetzt haben, heute noch
als populäre, anschauliche und praktisch lehrreiche Anleitung für die Ein-
führung von neutralem Geld gelesen und empfohlen werden. Dies gilt erst
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recht, sobald sich staatliche Instanzen entschließen sollten, neutrales Geld
auch in Form von Banknoten in Verkehr zu bringen.
5.3.2 Das NeuMoNe-Konto
An der Projektgruppe, mit deren Hilfe NeuMoNe auf kommunaler oder re-
gionaler Ebene eingeführt wird, sollten Geschäftsleute, Unternehmer, Ge-
werkschaften, usw., vor allem aber auch die Kommunen und ihre Stadtkäm-
merer teilnehmen, je mehr, desto besser. Entscheidend freilich ist, daß eine
Bank oder Sparkasse (oder mehrere) mitmachen, und zwar solche Zahlungs-
institute, die tief im örtlichen Zahlungsverkehr verwurzelt sind.

Es ist nicht erforderlich, daß die Teilnehmer am NeuMoNe-Netzwerk sich
unbeschränkt bereiterklären, NeuMoNe an Zahlung statt auf alle ihre Trans-
aktionsaktivitäten zu akzeptieren. Es genügt vielmehr, daß sie ein
NeuMoNe-Konto eröffnen und ihre Bereitschaft erklären, zu bestimmten Be-
dingungen oder auch nur von Fall zu Fall NeuMoNe als Zahlungsmittel zu
akzeptieren bzw. zu verwenden. Je umfassender die Bereitschaft, NeuMoNe
zu akzeptieren, desto einfacher freilich ist es, dieses Zahlungsmittel auf lo-
kaler oder regionaler Ebene einzuführen und im Wettbewerb durchzusetzen.

Die NeuMoNe-Bank hat die Chance, neue Kunden anzuwerben, die von
der Teilnahme am Netzwerk des zinsfreien Geldes Umsatz- und Gewinnzu-
nahme erhoffen. Kommunen und Unternehmer haben die Chancen, zusätzli-
che Projekte ohne zusätzliche Zinskosten in Angriff zu nehmen. Normale
Konsumenten profitieren z.B., wenn sie in herkömmlichem Geld verschul-
det sind und Zinsen zahlen: Sie können ihr laufendes Einkommen zur Schul-
dentilgung verwenden und so lange von Krediten in NeuMoNe leben, bis sie
ihre Schulden ganz auf zinsfreie Kredite umgestellt haben. Die gleiche Mög-
lichkeit steht natürlich auch den Finanzministern und Stadtkämmerern zu,
die sich mit Schulden der Öffentlichen Hand herumplagen.

Der springende Punkt besteht darin, daß die N-Bank ihren Kunden (auf
Antrag und im Rahmen ihrer Kreditwürdigkeit) NeuMoNe-Kredite gut-
schreibt, die zu einem Zinssatz von nahe Null Prozent gewährt werden, bei
denen jedoch während der Zeit Liquiditätskosten anfallen, während derer
man liquide Posten auf seinem Konto stehen hat. (Herkömmliche Zinsen ent-
halten in der Regel auch einen Preis für das Rückzahlungsrisiko. Im NeuMo-
Ne-System kann dafür ein zinsähnlicher Preis oder eine einmalige Prämie be-
rechnet werden).

Im NeuMoNe-System entstehen Geldkosten also nicht eigentlich durch
den Kredit, sondern dadurch, daß man liquide (unentschlossen) bleibt. Wenn
und soweit der Bankkunde sich entschließt und über sein Guthaben verfügt,
so daß es einem anderen Kunden gutgeschrieben wird, befreit er sich von den
Liquiditätskosten. Er schiebt gewissermaßen zusammen mit seinem Gutha-
ben auch die Liquiditätskosten auf das Konto des Empfängers. Auf diese Art
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und Weise trägt jeder Teilnehmer des NeuMoNe-Systems Liquiditätskosten
nur für die Zeit, während der er, und in dem Umfang, wie er liquide ist. Un-
terdessen hat die N-Bank laufende Erträge aus den Liquiditätskosten, die un-
abhängig davon sind, auf wessen Konten das Guthaben gerade steht. Denn
während die Guthaben von Konto zu Konto wandern, folgen ihnen auch die
Liquiditätskosten.
5.3.3 Die Re-Finanzierung von NeuMoNe-Krediten
Bevor freilich die N-Bank den Teilnehmern des NeuMoNe-Systems Kre-
dite in NeuMoNe gutschreiben kann, muß sie sich in der einen oder ande-
ren Weise refinanzieren, also z.B. Depositen einwerben oder Anleihen auf
den Finanzmärkten plazieren. Die Erstausstattung für die Initialisierung
des NeuMoNe-Systems könnte allerdings auch von der Initiativgruppe
selbst aufgebracht werden, die NeuMoNe einführen möchte. (Unberück-
sichtigt bleibt hier, inwiefern die Geschäftsbanken im Rahmen der Be-
stimmungen über die Mindestreserven auch ohne Re-Finanzierung die
Kompetenz haben, Giralgeld gewissermaßen »aus dem Nichts« zu schaf-
fen).

Für das aufgenommene Geld, das zur »Re-Finanzierung« des neutralen
Geldes dient, hat die N-Bank Zinsen zu zahlen. Folglich muß die N-Bank
ihren Kunden im NeuMoNe-System auch Liquiditäts- und andere Kosten in
dem Umfange berechnen, daß sie auf ihre Kosten kommt und Profite machen
kann. Zu diesem Zweck kalkuliert die N-Bank u.a. eine entsprechende Mar-
ge zwischen dem Zinssatz der aufgenommenen Gelder einerseits und dem
Prozentsatz der Liquiditätskosten andererseits.
5.3.4 Belastung der Kosten im NeuMoNe-System in herkömmlichem          

Geld
Im NeuMoNe-System werden im wesentlichen statt der herkömmlichen Zin-
sen Liquiditätskosten berechnet. Auf diese Weise werden die konventionel-
len Zinskosten in neuartige Liquiditätskosten verwandelt und das herkömm-
liche Geld in neutrales Geld transformiert.

Dabei ergibt sich eine Schwierigkeit: Während der Startphase des NeuMo-
Ne-Systems (solange, wie NeuMoNe das herkömmliche Geld noch nicht ver-
drängt und ersetzt hat), muß die N-Bank ihre eigenen Verbindlichkeiten
zunächst vollständig und später mindestens teilweise in herkömmlichem
Geld begleichen. Deshalb muß die N-Bank ihre Kosten und Gebühren bei
den NeuMoNe-Kunden ebenfalls in herkömmlichem Geld einfordern. Das
führt im Ergebnis dazu, daß im NeuMoNe-Netzwerk die Zahlungen selbst
zwar in NeuMoNe abgewickelt werden, daß aber die Kosten und Gebühren
zunächst und bis auf weiteres in herkömmlichem Geld belastet werden. Also
sollten die Kunden bei der Bank ein weiteres normales Konto für herkömm-
liches Geld führen.
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5.3.5 Symmetrische Liquiditätskosten für positive und negative 
Bestände auf dem NeuMoNe-Konto

Hier muß noch eine weitere ungewohnte Besonderheit bedacht werden: Die Neu-
MoNe-Konten müssen nämlich mit Liquiditätskosten unabhängig davon bela-
stet werden, ob sich die liquiden Posten auf dem Konto im Soll oder im Haben be-
finden. Ein Argument dafür ist recht leicht einzusehen: NeuMoNe-Transaktoren
könnten sonst in liquide Überziehungskredite fliehen und so wiederum eine eige-
ne Terminierungsfreiheit zu Lasten der anderen genießen. Der eigentliche Grund
für die Belastung auch von liquiden Negativsalden hängt mit diesem Argument
zusammen und kann wie folgt erläutert werden: 

Die früheren Projekte mit kostentragendem Geld basierten auf Papier-
noten. Diese Noten ihrerseits repräsentierten immer positive Geldgutha-
ben in der Hand des Betroffenen. Auf NeuMoNe-Konten aber kann man
nicht nur positive, sondern auch negative Geldbeträge mit sich herum-
führen:
– Positive liquide Posten (Guthaben) repräsentieren, wie beim Papiergeld,

die monetäre Chance, das Geld zu einem unbestimmten zukünftigen Zeit-
punkt auszugeben (eine Transaktion abzuwickeln). Das ist die »Terminie-
rungsfreiheit« (timing freedom), von der oben die Rede war: eine Freiheit
des Geldhalters, die mit der Unsicherheit anderer, Geld zu erwerben, ver-
bunden ist. Unter neutralem Geld ist diese Terminierungsfreiheit nicht
mehr kostenlos zu haben. Sie ist vielmehr mit Liquiditätskosten verbun-
den, die im Grenzfall so kostspielig wie die Gelddienste nützlich sind.

– Negative liquide Posten (Debitsalden) repräsentieren, anders als Papier-
geld, die negative monetäre Erwartung, die reziprok der positiven ent-
spricht, nämlich die Erwartung, zu einem unbestimmten zukünftigen
Zeitpunkt Geld zu erwerben, um die Schuld zu tilgen.

Unter neutralem Geld darf es keine Rolle spielen, woher die Unsicherheiten
für die anderen Wirtschaftsteilnehmer kommen: ob sie daher rühren, daß je-
mand sein Guthaben nicht ausgibt, oder daher, daß jemand kein Geld zum
Ausgleich seines Debitsaldos annimmt. Folglich müssen negative Salden
ebenso mit Liquiditätskosten belastet werden wie positive. Es kommt inso-
weit nur auf die absolute Abweichung von der Null-Linie an. Übrigens hat
Keynes, in seinen sogenannten Keynes-Proposals für die internationale
Währungsunion, solche symmetrischen Liquiditätskosten für die Konten der
Mitglieder beim internationalen Währungsfonds vorgeschlagen.
5.3.6 Die Vermeidung der Liquiditätskosten
Teilnehmer des NeuMoNe-Systems können Liquiditätskosten auf unterschiedli-
chen Wegen vermeiden, und zwar auf Wegen, die aufschlußreich sind im Hin-
blick auf die charakteristischen Unterschiede zwischen Theorie und Praxis ei-
nerseits des herkömmlichen und andererseits des neutralen Geldes.
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Um kostspielige Positivsalden auf dem Konto zu reduzieren, können die
Kunden sich ihres NeuMoNe-Geldes entäußern, indem sie gekaufte Güter be-
zahlen oder indem sie es verleihen, sei es an Dritte, sei es an die NeuMoNe-
Bank selbst. So können sie z.B. ihr Guthaben auf ein NeuMoNe-Sparbuch der
NeuMoNe-Bank übertragen. Dieses »Sparen« bedeutet dann nicht mehr so
sehr, daß sie Konsumverzicht leisten, als vielmehr, daß sie ihre Unentschlos-
senheit aufgeben und für ihr entschlossenes Verhalten durch Entlastung von
den Liquiditätskosten belohnt werden. So wie bisher positive Zinsen zum
Sparen verführten, so motivieren unter neutralem Geld die Liquiditätskosten
zur Optimierung von Lagerhaltung in realen Gütern und Kassenhaltung.

Um kostspielige Negativsalden zu reduzieren, können NeuMoNe-Teilneh-
mer sich durch Verkauf von Gütern Geld beschaffen oder sich NeuMoNe-
Geld von Dritten oder von der N-Bank selbst leihen. So besorgen sie sich
z.B. einen festen NeuMoNe-Kredit von der N-Bank, um ihren liquiden Neu-
MoNe-Saldo auf dem NeuMoNe-Girokonto auszugleichen. Auch dies be-
deutet nicht, daß sie sich »Finanzkapital« besorgen, sondern daß sie ihre Un-
entschlossenheit beenden und dafür wiederum durch Entlastung von
Liquiditätskosten belohnt werden.

Man sieht: Wir müssen gründlich umlernen und umdenken, bis wir uns an
die Konsequenzen eines neutralen Geldes gewöhnt haben und erkennen, daß
nicht die neuen und ungewohnten Vorstellungen, sondern Implikationen des
herkömmlichen Geldes ökonomisch unsinnig sind.
5.3.7 Wechseln von herkömmlichem Geld zu NeuMoNe und umgekehrt
NeuMoNe ist insbesondere darin flexibel, daß es einem ermöglicht, her-
kömmliches Geld in NeuMoNe-Guthaben und umgekehrt zu verwandeln.

Positive NeuMoNe-Guthaben können selbstverständlich nicht direkt in
den gleichen Betrag herkömmlichen Geldes verwandelt werden. Diese Mög-
lichkeit würde das System ruinieren. Die NeuMoNe-Kunden können jedoch
ihr NeuMoNe-Guthaben z.B. auf NeuMoNe-Sparguthaben einzahlen oder
NeuMoNe-Anleihen kaufen, um Liquiditätskosten zu vermeiden und um auf
diese Weise der Bank Sicherheiten zu überlassen, auf deren Grundlage sie
dann konventionelle Kredite ziehen können, für die dann freilich auch Zin-
sen zu zahlen sind.

Umgekehrt wird ein Kunde, der eine Schuld in NeuMoNe begleichen muß,
aber nur über herkömmliches Geld verfügt, sein Geld nicht auf einem Neu-
MoNe-Konto einfach deponieren, um dann durch Überweisung zu zahlen. Er
wird das herkömmliche Geld vielmehr bei der Bank anlegen, um dann einen
NeuMoNe-Kredit zu bekommen, mit dessen Hilfe er anschließend seine
NeuMoNe-Schuld begleicht.

Auf diese Weise können Kunden mit herkömmlichem Geld von den Mar-
gen zwischen herkömmlichem Geld und NeuMoNe profitieren, ohne das
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NeuMoNe-System zu gefährden. Im Gegenteil: Die Chance, daß Inhaber
herkömmlichen Geldes insoweit von den Margen zwischen den Zinsen für
herkömmliches Geld und den Kreditkosten von NeuMoNe profitieren kön-
nen, prädestiniert NeuMoNe dazu, sich im Wettbewerb durchzusetzen. Denn
sogar Inhaber herkömmlichen Geldes entwickeln als Transaktoren ein Inter-
esse daran, ihre Geschäftspartner dazu zu überreden, Zahlungen in NeuMo-
Ne zu akzeptieren. Eben dadurch aber tragen sie mittel- und langfristig dazu
bei, daß die Nachfrage auf den herkömmlichen Geld- und Kapitalmärkten
nach Liquidität und Kredit zurückgeht, während das Angebot steigt, – daß
also, mit anderen Worten, auch beim herkömmlichen Geld der Zins sinkt und
sich die Marge verringert, die die Inhaber herkömmlichen Geldes ausnutzen
können.

Je stärker sich das NeuMoNe-Netzwerk ausbreitet, desto größer sind die
Chancen der teilnehmenden Banken, sich auch in NeuMoNe zu reliquidisie-
ren, statt die traditionellen Geld- und Finanzmärkte in Anspruch zu nehmen.
Schließlich werden sich dann auch, so wie es jetzt Devisenmärkte gibt,
Märkte entwickeln, auf denen herkömmliches Geld gegen NeuMoNe und
umgekehrt gehandelt wird. Der Preis des herkömmlichen Geldes in NeuMo-
Ne wird dann den Nennwert des herkömmlichen Geldes übersteigen, und
zwar deshalb, weil das herkömmliche Geld als ideale kostenlose Liquiditäts-
reserve fungieren kann, für die es sich lohnt, einen geringen Aufpreis zu zah-
len. Die Zentralbank wird dafür sorgen, daß die Mengen herkömmlichen
Geldes, die als derartige Liquiditätsreserve gehalten werden, sich in solchen
Grenzen halten, daß von ihnen keine Gefahren für die Volkswirtschaft ausge-
hen.

6. Drei typische Einwände gegen »neutrales Geld«

In Gesprächen über neutrales Geld werden üblicherweise  drei bestimmte Ein-
wände gegen das neutrale Geld erhoben, – Einwände, die durchaus überzeu-
gend klingen, solange man sich mit seinen Vorstellungen in Theorie und Pra-
xis des herkömmlichen Geldes bewegt. Es ist, und es war für mich, unmöglich,
das gesamte Denken in Kategorien des herkömmlichen Geldes auf einmal
umzuschalten auf die Zusammenhänge und Einsichten, die sich in einer Welt
neutralen Geldes ergeben. Wie schon erwähnt, ist es schwierig, an der Effizi-
enz unseres überlieferten Geldes überhaupt auch nur zu zweifeln. Noch
schwieriger ist es, diese Ineffizienz tatsächlich zu begreifen und – wenigstens
in der Theorie – eine monetäre Transaktionstechnik zu entwickeln, die die be-
obachteten Ineffizienzen vermeidet. Aber selbst wenn das gelungen ist, be-
wegt man sich noch lange nicht innerhalb der neuen Welt des neutralen Gel-
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des. Die herkömmlichen Sichtweisen, Erwartungen und Verhaltensweisen
sind noch in Kraft und arbeiten in uns. Sie suggerieren aus Zweifel über Zwei-
fel an den neuen Konzepten, – Zweifel, die auf Erfahrungen im Umgang mit
dem herkömmlichen Geld und auf den Theorien beruhen, die das herkömmli-
che Geld zugrundelegen, – Zweifel, die aber, wie sich zeigt, in der Regel auf
Täuschungen beruhen und sich als ungerechtfertigt erweisen.

6.1 »Ohne Zinsen wird nicht mehr gespart«

Der erste typische Einwand ist: »Wer wird denn noch sparen, wenn er keine
Zinsen mehr bekommt?«

Die Antwort ist einfach: Jeder, der sich über seine Zukunft Gedanken
macht, neigt dazu, seine monetären Zugriffsrechte auf das Sozialprodukt
optimal über seine Lebenszeit zu verteilen, und zwar so, daß er auch in
Zukunft seinen erwarteten Lebensstandard aufrecht erhalten kann, auch
wenn er dann keine Einkünfte mehr zu erwarten hat. Wenn jedoch solche
Individuen, die sich Gedanken über ihre Zukunft machen, Zinsprämien für
Transaktionsaufschübe erhalten, dann werden sie dazu motiviert und ver-
führt, in der Gegenwart weniger und in der Zukunft mehr zu konsumieren,
als es der unverfälscht-optimalen Verteilung ihrer realen Bedürfnisse ent-
spricht. Und umgekehrt, wer mit Zinskosten dafür bestraft wird, wenn er
in der Gegenwart Transaktionen abwickelt, um zu produzieren oder zu
konsumieren, – auch der wird durch diese Zinsstrafe dazu motiviert und
verführt, von seinen Optimalvorstellungen abzuweichen, nämlich weniger
zu produzieren bzw. zu konsumieren, als er ohne Zinslasten produzieren
oder konsumieren würde.

Es stimmt eben schlicht und einfach nicht, daß »Zinsen« der Produktion
förderlich sind, weil sie zum Sparen anregen; Zinsen wirken vielmehr ganz
allgemein sowohl den Konsum- als auch Produktionsaktivitäten in der Ge-
genwart entgegen, weil sie in jedem Falle die Transaktionsträgheit des Spa-
rers belohnen und die Transaktionsaktivitäten von Unternehmern bzw. Kon-
sumenten bestrafen. Die Zinseffekte laufen also auf die Bestrafung von
Fleiß, Initiative und Aktivität hinaus, statt daß sie Produktivität prämieren
würden! Es ist schon eigenartig, wie lange und wie gründlich Laien und
Fachleute sich darüber getäuscht haben. Zinsen haben einen Ab-
schreckungs- und Erdrosselungseffekt in bezug auf Produktion und Kon-
sum. So werden z.B. alle Investitionen, die in realen Größen an sich noch
profitabel wären, deren Erträge aber den monetären Standard der Zinserträge
aus angelegtem Geld nicht erreichen, durch die künstlichen Transaktionsko-
sten des monetären Systems blockiert.
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Im übrigen werden Geldhalter unter neutralem Geld durch die Liquiditäts-
kosten nicht weniger zum Geldverleihen motiviert als heute durch die Zin-
sen. Die Frage: »Wer wird denn noch sparen, wenn er keine Zinsen mehr be-
kommt?« deutet daher eher darauf hin, daß der Frager noch nicht im
NeuMoNe-System denken kann. Eher wäre zu fragen: »Lohnt es denn noch
zu arbeiten, wenn das Geld, das man verdient, nicht auch noch selbst wieder
Geld verdienen kann?« Auch darauf ist die Anwort einfach: Es lohnt sich
durchaus, so lange zu arbeiten, wie man noch reale Gegenwarts- und Zu-
kunftsgüter braucht. Wer will, mag auch um der schieren Vermögensanhäu-
fung willen weiterschuften. Aber Menschen durch Zinsen dazu zu motivie-
ren, Vermögensmassen zu bilden, nur um den Transaktionsbedarf der
anderen zur Pfründe für sich selbst zu machen, mag zwar kapitalistisch
verlockend sein, ist aber ökonomisch unsinnig und ethisch verwerflich.

Wer unter neutralem Geld Ausgaben erspart, weil er keine Zinsen mehr
zahlt, kann die ersparten Zinsen für andere Zwecke verwenden. Er mag
dieses Geld »sparen«, indem er damit Ansprüche auf Zukunftsgeld kauft.
Oder er gibt es für andere Gegenwarts- oder Zukunftsgüter aus. Da Indivi-
duen, die Geld leihen, dieses Geld normalerweise für Gegenwartsgüter
brauchen, werden sie die unter neutralem Geld eingesparten Zinsen in er-
ster Linie verwenden, um solche Güter zu erwerben. Konsumenten werden
also mehr Konsumgüter, Produzenten mehr Investitionsgüter nachfragen
als heute.

Andererseits werden wohlhabende Geldbesitzer weniger oder keine Zin-
sen mehr bekommen. Also können sie weniger Geld ausgeben. Die Nachfra-
ge nach den von ihnen begehrten Gütern und Kapitalien wird daher nachlas-
sen. Da es sich bei ihnen typischerweise um wohlhabende Menschen
handelt, die über entbehrliche Gelder verfügen, werden sie unter neutralem
Geld nach wie vor dazu neigen, ihr Geld zu »sparen«, und zwar in der Form,
daß sie Ansprüche auf Zukunftsgeld erwerben; denn mehr Realgüter an-
zuhäufen, wird schnell unrentabel, weil bei sinkendem Grenznutzen die stei-
genden Grenzkosten bald zu Negativerträgen zusätzlicher Realgüter führen.
Unter neutralem Geld wird es daher gerade auch für wohlhabende Menschen
profitabel sein, ertrags- und kostenlose Obligationen zu erwerben anstelle
von zusätzlichen Gütern, bei denen die Grenzkosten den Grenznutzen über-
steigen. Soweit sie freilich Realgüter finden, die praktisch ohne Kosten gela-
gert werden können und dabei ihren Wert behalten oder sogar im Wert stei-
gen, werden Reiche solche Güter nachfragen. Die nicht vermehrbaren Güter
werden verstärkt gesucht werden und im Preis steigen, wenn man nicht bei
ihnen ähnlich wie beim neutralen Geld das bloße Haben ohne persönliche
Nutzung kostspielig macht. Aufschlußreich ist auch, was bei Kunstwerken
zu erwarten ist: Schon allein der ästhetische Ertrag, den Kunstwerke abwer-
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fen, wird dazu führen, daß sie sich bei sonst gleichen Bedingungen gegenü-
ber ertraglosen Obligationen im Wettbewerb um die Gunst der reichen Geld-
anleger häufig durchsetzen werden.

6.2 Wird es ohne Zinsen noch genug »Kapital« geben?

Ein zweiter, mit dem ersten eng verwandter Einwand ist: »Wenn Geldan-
lagen keine Zinsen mehr einbringen, dann wird es einen Mangel an Finanz-
kapital und folglich einen Mangel an Produktionskapital geben«.

Wie aber soeben ausgeführt wurde, steht »Finanzkapital« für Erträge, die
die Effizienz des Geldes als Transaktionskatalysator unserer Wirtschaft
nicht verbessern, sondern stören  und vermindern. Das gleiche gilt von »Ka-
pital«, soweit der Terminus für die Erträge vermieteter oder verpachteter
oder sonstiger fremdgenutzter Realgüter steht: Die fleißigen Nutzer dieser
Güter können deren Nützlichkeit nicht zum Leben erwecken, es sei denn,
daß sie den Eigentümern Erträge bringen, die, grob gesagt, den Zinsen ent-
sprechen, die die Nutzer zu zahlen hätten, wenn sie diese Güter nicht mieten
oder pachten oder sonst fremdnutzen, sondern kaufen würden. 

Es gehört zum »Widerstand in den Köpfen«, daß wir an die »Produktivität
des Kapitals« glauben. Diese angebliche Produktivität des Kapitals er-
schöpft sich jedoch darin, ein Ansporn für Inaktivität (auf der Angebotsseite)
und eine Strafe für Aktivität (auf der Nachfrageseite von »Kapital«) zu sein.
Folglich ist »Finanzkapital« in Wahrheit nichts anderes als erstens der Aus-
druck, mit dem wir eine begriffliche Selbsttäuschung bezeichnen, und zwei-
tens der Ausdruck für die ideologische Legitimation einerseits der Ineffizi-
enz unseres Geldes und andererseits der sozialen Ungerechtigkeit, die es mit
sich bringt. Wir leiden unter einer fatalen kapitalistischen Täuschung, wel-
che uns vorgaukelt, daß die kontraproduktiven Effekte von »Kapital« etwas
Nützliches und Produktives seien.

Das physische Kapital freilich (im Sinne realer Produktionsmittel), mit
dessen Hilfe man wirklich effektiver zu produzieren vermag, kann billiger
und daher schneller unter neutralem Geld gebildet werden als heute: Unter-
nehmer bekommen Kredite so gut wie zum Nulltarif, und Konsumenten wer-
den nicht durch Zinsen davon abgehalten, so viel ihres Lebenseinkommens
in die Gegenwart zu holen, wie ihnen optimal erscheint. Die Konjunktur
würde mithin sowohl auf der Angebotsseite, bei den Investitionen, als auch
auf der Nachfrageseite, beim Verbrauch, von Kostenbremsen befreit. Real-
kapital wird nicht mehr künstlich knapp gehalten durch die ungesunde Kon-
kurrenz mit dem Geldzins (Keynes).

Es gäbe also unter neutralem Geld alsbald mehr Realkapital als unter unse-
rem dysfunktionalen alten Geld. Um auf die Ausgangsfrage dieses Abschnit-
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tes zurückzukommen: Heute gibt es einen Mangel an Sachkapital, weil Geld
Zinsen kostet.

6.3 Preisbildung und Allokation unter neutralem Geld 

Der dritte Haupteinwand ist: »Wenn man für Kredite keine Zinsen mehr zahlen
muß, dann kann man sich ja unendliche Geldmengen borgen. Das ist absurd und
zeigt die Absurdität der Idee von neutralem Geld. Es sind die Zinsen, und es wer-
den immer die Zinsen sein, die als Preis dafür sorgen, daß die finanziellen Res-
sourcen und damit indirekt auch die realen Ressourcen richtig alloziert werden.«
Wiederum ist die Antwort sehr einfach. Sie zu verstehen, setzt freilich ein Mini-
mum von Einsicht in elementare ökonomische Zusammenhänge voraus:

Wenn die Nachfrage nach Transaktionen für bedürftige Menschen nicht mehr
länger durch Zinskosten beschränkt wird, dann reagieren die Preise, die im Zug
dieser Transaktionen vereinbart und gezahlt werden, sensibler auf den realen
Bedarf dieser Transaktoren. Die Allokation von Ressourcen wird unter neutra-
lem Geld mit einem Zinssatz in der Nähe von Null Prozent nicht schlechter, son-
dern sie wird besser!

Und umgekehrt: Wenn Transaktionsmöglichkeiten wohlhabender Indivi-
duen nicht mehr durch Zinserträge künstlich subventioniert und angespornt
werden, auch dann werden wiederum die realen Bedürfnisse sowohl der Ver-
leiher als auch der Leiher von Geld sensibler und adäquater in den Preisen di-
rekt gespiegelt als unter den Bedingungen eines zinsträchtigen Geldes. Die
Allokation von Ressourcen wird unter neutralem Geld nicht schlechter, son-
dern sie wird besser!

Und alles dies gilt insbesondere auch im Hinblick auf die Gegenwartsprei-
se zukünftiger Güter.

Unter dem Regime des herkömmlichen Geldes werden also die Preise der
Güter durch monetäre Bestrafung oder Subventionierung der Transaktoren ver-
fälscht, und zwar so, daß die Güter für die Wohlhabenden billiger, kostenlos
oder sogar ertragreich und für die Bedürftigen teurer oder sogar unerreichbar
werden. Neutrales Geld dagegen wirkt »transparent«: Unter dem Regime neu-
tralen Geldes werden die realen Bedürfnisse auf unverfälschte Weise in den
Preisen reflektiert, und zwar so, daß die Bedürftigen die Chance erhalten, Güter
wenigstens zu gleichen Bedingungen zu erwerben wie die Reichen, und daß die
Reichen erfahren können, wie es ist, wenn man leben muß, ohne ständig mo-
netär subventioniert zu werden.

Wenn aber die Preise die realen Bedürfnisse adäquater reflektieren, dann ist
auch automatisch die Allokation der Ressourcen besser organisiert. An die Stel-
le der kontraproduktiven Allokation, die durch den Preis des Geldes (durch die
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Zinsen) bewirkt wird, tritt die wesentlich effizientere Allokation durch die Gü-
terpreise selbst.

In dem Maße, wie die Zinssubventionierung reicher Vermögenshalter unter
neutralem Geld gegen Null tendiert, wird die Anhäufung von Sachgütern kost-
spielig, statt ertragreich zu sein. Denn die Grenzkosten steigen bei gleichzeitig
sinkendem Grenznutzen. Diese realen Grenzkosten begrenzen dann die Menge
der Güter, die zu halten sich rentiert. Es ist unter neutralem Geld daher vollkom-
men unsinnig, sich beliebig Kredite zu besorgen; denn die Güter, die man als-
bald damit erwerben muß, um den Liquiditätskosten zu entgehen, bringen im
Grenzfall bald mehr Kosten als Nutzen. »Absurd« ist mithin nicht das neutrale
Geld mit seinen Wirkungen. Absurd ist vielmehr das überlieferte Geldsystem
selbst. Denn es verführt und spornt die Menschen dazu an, Güter anzuhäufen:
Güter, die, in realen Größen, einen negativen Grenznutzen für sie hätten, die sie
aber in kapitalistische Pfründen verwandeln können, weil sie anderen, für wel-
che der Grenznutzen positiv ist, vorenthalten und nur zeitweise zum Gebrauch
überlassen werden.

Außerdem, um noch einmal auf die »unendlichen« Geldmengen aus Kredi-
ten zum Nulltarif zurückzukommen: Wer oder welche Bank ist bereit, einem
Bürger mehr zu leihen, als er jemals zurückzahlen kann? Das Ausfallrisiko ist
die reale Begrenzung der Kredite überhaupt.
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